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Bekanntmachung
über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis und 
die Erteilung von Wahlscheinen für die Bundestagswahl  
am 26. September 2021

1.	� Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl für die Landes-
hauptstadt München wird in der Zeit von Montag, 6. Sep-
tember bis Freitag, 10. September 2021 (20. bis 16. Tag 
vor der Wahl) in den Räumen des Wahlamtes, Ruppertstr. 19 
(Zimmer 56.38 oder 56.40), 80337 München zu den ge-
nannten Öffnungszeiten (siehe Nr. 13) für Wahlberechtigte 
zur Einsichtnahme bereit gehalten. Wahlberechtigte 
können die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu ihrer 
Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten über-
prüfen. Die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von 
anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen 
können Wahlberechtigte nur überprüfen, wenn Tatsachen 
glaubhaft gemacht werden, aus denen sich eine Unrichtig-
keit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses  
ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht 
hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im 
Melderegister ein Sperrvermerk gemäß § 51 Absatz 1  
des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist.

	� Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren 
geführt; die Einsichtnahme ist durch ein Datensichtgerät 
möglich.

 
	� Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetra-

gen ist oder einen Wahlschein hat.

2.	� Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig 
hält, kann von von Montag, 6. September 2021 bis spä-
testens Freitag, 10. September 2021, 12 Uhr beim Wahl-
amt, Ruppertstr. 19 (Zimmer 56.38 oder 56.40), 80337 
München, Einspruch einlegen. Der Einspruch kann schrift-
lich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden.

3.	� Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen 
sind, erhalten spätestens am 5. September 2021 eine Wahl-
benachrichtigung samt Vordruck für einen Antrag auf 
Erteilung eines Wahlscheins. Wer keine Wahlbenachrichti-
gung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss 
Einspruch gegen das Wählerverzeichnis einlegen, wenn  
er nicht Gefahr laufen will, dass er sein Wahlrecht nicht 
ausüben kann. Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das 
Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits 
einen Wahlschein mit Briefwahlunterlagen beantragt haben, 
erhalten keine Wahlbenachrichtigung.

4.	� Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl durch Stimm-
abgabe in einem beliebigen Wahlraum seines Wahlkreises 
(vgl. unter Nr. 12) oder durch Briefwahl teilnehmen.

5.	 Einen Wahlschein erhält auf Antrag

5.1	� eine in das Wählerverzeichnis eingetragene wahlberech-
tigte Person.
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	 �Der Wahlschein kann bis zum Freitag, 24. September 2021, 
18 Uhr in einer der fünf Ausgabestellen für Briefwahlunter-
lagen (siehe Nr. 11) oder im Wahlamt, Kreisverwaltungs
referat, Ruppertstr. 11, 80337 München, Erdgeschoss, Saal, 
schriftlich, elektronisch oder mündlich (nicht aber telefo-
nisch) beantragt werden. Wer bei nachgewiesener plötz-
licher Erkrankung den Wahlraum nicht oder nur unter 
unzumutbaren Schwierigkeiten aufsuchen kann, kann den 
Wahlschein noch bis zum Wahltag, 15 Uhr, beantragen.  
In diesem Fall jedoch nur im Wahlamt, Kreisverwaltungs
referat, Ruppertstr. 19, 80337 München, Erdgeschoss,  
Raum 07.12.

5.2	� eine nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene wahl
berechtigte Person, wenn

	 a)	� sie nachweist, dass sie ohne ihr Verschulden die An-
tragsfrist auf Aufnahme in das Wählerverzeichnis nach  
§ 18 Abs. 1 der Bundeswahlordnung (bis zum Sonntag, 
5. September 2021) oder die Einspruchsfrist gegen das 
Wählerverzeichnis nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahl-
ordnung (bis zum Freitag, 10. September 2021) versäumt 
hat, 

	 b)	� ihr Recht auf Teilnahme erst nach Ablauf der unter Buch-
stabe a) genannten Fristen entstanden ist, 

	 c)	� ihr Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt wor-
den ist und die Landeshauptstadt München von der 
Feststellung erst nach Abschluss des Wählerverzeich
nisses erfahren hat.

	� Der Wahlschein kann in den oben genannten Fällen bei  
der in Nr. 5.1. bezeichneten Stelle noch bis zum Wahltag, 
15 Uhr, schriftlich, elektronisch oder mündlich (nicht aber 
telefonisch) beantragt werden.

6.	� Wer den Antrag für eine andere Person stellt, muss 
durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, 
dass er dazu berechtigt ist. Wahlberechtigte mit Behinde-
rungen können sich bei der Antragstellung der Hilfe einer 
anderen Person bedienen.

7.	� Mit dem Wahlschein erhält die wahlberechtigte Person 
zugleich
– einen amtlichen Stimmzettel,
– einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag,
– �einen amtlichen roten Wahlbriefumschlag mit Sichtfen-

stern, in den der Wahlschein so einzulegen ist, dass die 
auf der Rückseite des Wahlscheins angegebene Rück-
sendeanschrift lesbar in dem Sichtfenster erscheint, und

– �ein Merkblatt für die Briefwahl.

	� Wahlschein und Briefwahlunterlagen werden übersandt 
oder amtlich überbracht. Versichert eine wahlberechtigte 
Person glaubhaft, dass ihr der beantragte Wahlschein nicht 
zugegangen ist, kann ihr bis zum Tag vor der Wahl (Sams-
tag, 25. September 2021), 12 Uhr, ein neuer Wahlschein 
erteilt werden.

8.	� Wahlschein und Briefwahlunterlagen können auch durch 
die Wahlberechtigten persönlich abgeholt werden. An an-
dere Personen können diese Unterlagen nur ausgehändigt 
werden, wenn die Berechtigung zur Empfangnahme der 
Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
und einen amtlichen Ausweis nachgewiesen wird und die 
bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Wahlberech-
tigte vertritt; dies hat sie der Gemeinde vor Empfangnahme 
der Unterlagen schriftlich zu versichern.

9.	� Eine wahlberechtigte Person, die des Lesens unkundig 
oder wegen einer Behinderung an der Abgabe ihrer Stimme 

gehindert ist, kann sich zur Stimmabgabe der Hilfe einer 
anderen Person bedienen. Die Hilfsperson muss das  
16. Lebensjahr vollendet haben. Die Hilfeleistung ist auf 
technische Hilfe bei der Kundgabe einer von der stimm
berechtigten Person selbst getroffenen und geäußerten 
Wahlentscheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfe-
leistung, die unter missbräuchlicher Einflussnahme 
erfolgt, die selbstbestimmte Willensbildung oder Ent-
scheidung der stimmberechtigten Person ersetzt oder 
verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfs-
person besteht. Die Hilfsperson ist zur Geheimhaltung der 
Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung von der 
Wahl einer anderen Person erlangt hat.

10.	� Bei der Briefwahl muss der Wahlbrief mit dem Stimmzettel 
und dem Wahlschein so rechtzeitig an die auf dem Wahl-
brief angegebene Stelle abgesendet werden, dass der 
Wahlbrief dort spätestens am Wahltag bis 18 Uhr ein-
geht.

	� Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land ohne besondere Versendungsform ausschließlich 
von der Deutschen Post AG unentgeltlich befördert. Er 
kann auch bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle 
abgegeben werden.

11.	� Die Anschriften der Briefwahlbüros in den Bezirksinspektio-
nen und im Wahlamt:

Wahlbüro barrierefrei für

Bezirksinspektion Mitte
Tal 31, 80331 München
2. Stock 
Raum 201

Rollstuhlfahrende 
Gehbeeinträchtigte 
Sehbeeinträchtigte  
Blinde
kognitiv Beeinträchtigte

Bezirksinspektion Nord
Hanauer Str. 56, 
80992 München
2. Stock 
Raum 29

Rollstuhlfahrende 
Gehbeeinträchtigte 
Sehbeeinträchtigte  
Blinde
kognitiv Beeinträchtigte

Bezirksinspektion Ost
Friedenstr.40, 
81671 München 
Erdgeschoss,
Raum 0.413 und 0.415

Rollstuhlfahrende 
Gehbeeinträchtigte 
Sehbeeinträchtigte 
Blinde
kognitiv Beeinträchtigte

Bezirksinspektion Süd
Implerstr. 11, 81371 München
4. Stock 
Raum 402

Rollstuhlfahrende 
Gehbeeinträchtigte 
Sehbeeinträchtigte  
Blinde
kognitiv Beeinträchtigte

Bezirksinspektion West
Bürgerzentrum Rathaus 
Pasing, Landsberger Str. 486,
1. Stock
Zimmer 101 (Sitzungssaal)

Rollstuhlfahrende 
Gehbeeinträchtigte 
Sehbeeinträchtigte  
Blinde
kognitiv Beeinträchtigte

Kreisverwaltungsreferat, 
Wahlamt
Ruppertstr. 11, 
Erdgeschoss, Saal

Rollstuhlfahrende 
Gehbeeinträchtigte 
Sehbeeinträchtigte  
Blinde
kognitiv Beeinträchtigte

Es werden die Stimmzettel für jeden Wahlkreis in München (vgl. 
Nr. 12) in jedem Briefwahlbüro ausgegeben.

Informationen zu barrierefreien Räumen:
Eine genauere Erläuterung zur Barrierefreiheit der Wahlbüros 
finden Sie im Internet unter: www.wahlamt-muenchen.de oder 
unter Tel.: 2 33 - 9  62  33
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12.	Wahlkreise und dazugehörige Stadtbezirke in München

Wahlkreis Stadtbezirke im Wahlkreis

217 München – Nord   3 – Maxvorstadt
  4 – Schwabing-West
10 – Moosach
11 – Milbertshofen-Am Hart 
12 – Schwabing-Freimann
24 – Feldmoching-Hasenbergl

218 München – Ost   1 – Altstadt-Lehel
  5 – Au-Haidhausen
13 – Bogenhausen 
14 – Berg am Laim 
15 – Trudering-Riem
16 – Ramersdorf-Perlach

219 München – Süd   6 – Sendling
  7 – Sendling-Westpark
17 – Obergiesing-Fasangarten
18 – Untergiesing-Harlaching
19 – �Thalkirchen-Obersend

ling-Forstenried- 
Fürstenried-Solln

20 – Hadern

220 München – West/Mitte   2 – �Ludwigsvorstadt-
Isarvorstadt

  8 – Schwanthalerhöhe
  9 – �Neuhausen-

Nymphenburg
21 – Pasing-Obermenzing
22 – �Aubing-Lochhausen-

Langwied
23 – Allach-Untermenzing
25 – Laim

13.	� Die Wahlbüros in den Bezirksinspektionen und das Wahl-
amt sind in der Zeit vom 6. September bis 24. September 
2021 wie folgt geöffnet:

Montag,	 7.30 Uhr – 13 Uhr
Dienstag	 8.30 Uhr – 13 Uhr und 14 Uhr – 18 Uhr
Mittwoch	 7.30 Uhr – 13 Uhr
Donnerstag	 8.30 Uhr – 13 Uhr und 14 Uhr – 18 Uhr
Freitag	 7.30 Uhr – 13 Uhr
Freitag, 24. September 2021   7.30 Uhr – 18 Uhr

München, 30. August 2021	 Kreisverwaltungsreferat
	 Dr. Thomas Böhle 
	 Berufsmäßiger Stadtrat

Nachrichtliche Veröffentlichung der Überschreitung der 
7-Tage-Inzidenz von 25 Neuinfektionen mit dem Corona-
virus SARS-CoV-2 je 100.000 Einwohner innerhalb von 
sieben Tagen zu der Bekanntmachung vom 13.08.2021 
durch Veröffentlichung im Internet (www.muenchen.de/
corona), in Rundfunk und Presse im Amtsblatt der  
Landeshauptstadt München vom 30. August 2021. 

Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) vom 20. Juli 
2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 27. Juli 2021 (BGBl. I S. 3274) und der 
Dreizehnten Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmen-
verordnung (13. BayIfSMV) vom 5. Juni 2021 (BayMBl. 
2021 Nr. 384, BayRS 2126-1-17-G), zuletzt geändert durch 
die Verordnung zur Änderung der Dreizehnten Bayeri-
schen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung vom  
27. Juli 2021 (BayMBl. 2021 Nr. 516);

Bekanntmachung der Landeshauptstadt München  
hinsichtlich der Überschreitung der 7-Tage-Inzidenz von  
25 Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 je 
100.000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen

Die Landeshauptstadt München gibt gemäß § 1 Nr. 1 und 3 
der Dreizehnten Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmen
verordnung (13. BayIfSMV) vom 5. Juni 2021, zuletzt geändert
durch die Verordnung zur Änderung der Dreizehnten Bayeri-
schen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung vom 27. Juli 
2021, als zuständige Kreisverwaltungsbehörde Folgendes 
amtlich bekannt:

Die Zahl der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 je 100.000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen (sog. 
7-Tage-Inzidenz) hat im Stadtgebiet der Landeshauptstadt
München an drei aufeinanderfolgenden Tagen den Inzidenz-
wert von 25 überschritten.
Ab dem 15. August 2021, 0.00 Uhr, gelten im Stadtgebiet 
München deshalb die in der 13. BayIfSMV festgelegten inzi-
denzabhängigen Regelungen für einen Inzidenzwert über 25.
Dies gilt solange, bis sich nach § 1 Nr. 1 oder Nr. 2 der 13. 
BayIfSMV eine Änderung des maßgeblichen Inzidenzbereichs 
ergibt, was die Landeshauptstadt München entsprechend
§ 1 Nr. 3 der 13. BayIfSMV amtlich bekannt machen wird.
Die Entwicklung der Inzidenzzahlen wird täglich auf der Home-
page der Landeshauptstadt München unter www.muenchen.
de/corona veröffentlicht.

Hinweis:
Die jeweils einschlägigen inzidenzabhängigen Regelungen für 
die Unterschreitung anderer Schwellenwerte gelten trotz des 
Überschreitens einer 7-Tage-Inzidenz von 25 weiterhin
unverändert fort, sofern sich keine Verschärfungen bezüglich 
der maßgeblichen Regelungen für einen Inzidenzwert über  
25 ergeben.

München, 13. August 2021	 Kreisverwaltungsreferat
		  Dr. Böhle
		  Berufsmäßiger Stadtrat

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Bodenseestraße 19 
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Pasing, Fl.Nr: 104/0, 
Stadtbezirk 21

Nutzungsänderung einer Büroeinheit zu einer Wohneinheit

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 10.08.2021, Az. 1.23-2021-10930-43, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen/Nebenstimmungen/Abweichungen/Befreiungen erteilt.

Der Bauantrag vom 09.06.2021 nach Plan Nr. 2021-10930  
(1 Duplikatspläne) mit Handeintragungen vom 28.07.2021 
(Mängelbehebung) wird hiermit im vereinfachten Genehmi-
gungsverfahren genehmigt. 

Nachbarwürdigung:
Die Nachbarn Fl.Nr. 103; 105; 105/2 und 105/5 haben dem 
Baueingabeplan nicht zugestimmt. Das Bauvorhaben ent-
spricht den öffentlich-rechtlichen Vorschriften, die im bauauf-
sichtlichen Verfahren zu prüfen sind, nachbarrechtlich ge-
schützte Belange werden nicht beeinträchtigt; insbesondere 
werden keine Befreiungen oder Abweichungen erteilt, die 
nachbarrechtlich von Bedeutung sind. 
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Die Nachbarzustellung gemäß Art. 66 Abs. 1 Satz 6 BayBO 
wird aufgrund der Vielzahl von angrenzenden Nachbarn durch 
eine öffentliche Bekanntmachung entsprechend Art 66 Abs. 2 
Satz 4 BayBO ersetzt. Die Nachbarn haben die Möglichkeit, 
entsprechend der Rechtsbehelfsbelehrung gegen den Bescheid 
Klage einzulegen.

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 423, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mail
adresse plan.ha4-43@muenchen.de bzw. Telefonnummer  
2  33 - 2  64  20 und -21501.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 10. August 2021	� Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung

		  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Ehrenpreisstr. 11
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Fl.Nr. 1186/0,  
Gemarkung Großhadern
Neubau eines Mehrfamilienhauses (8 WE) mit Tiefgarage

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 11.08.2021, Az. 1.23-2021-10264-43, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen/Nebenstimmungen/Abweichungen/Befreiungen erteilt.

Tenor der Baugenehmigung:
Der Bauantrag vom 25.05.2021, eingegangen am 26.05.2021, 
nach Plan Nr. 2021 - 010264 (4 Duplikatspläne) sowie Freiflä-
chengestaltungsplan Nr. 2021 - 010264 und Baumbestands-
plan Nr. 2021 – 010264 wird hiermit im vereinfachten Geneh-
migungsverfahren unter folgender aufschiebenden Bedingung 
genehmigt:

Aufschiebende Bedingungen:

a) �Vor Baubeginn bzw. Oberbodenabtrag sind die Baum-
schutzmaßnahmen zu erfüllen. 
Zum Schutz des zu erhaltenden Baumbestandes sind 
Baumschutzzäune (Höhe mindestens 2 m, fest im Boden 
verankert) zu errichten.

b) �Der Zum Schutz des zu erhaltenden Baumbestands ist ent-
sprechend dem Roteintrag im genehmigten Baumbestands-
plan ein fachgerechter Wurzelvorhang (ZTV Baumpflege, 
RAS-LP 4, DIN 18920) zu errichten. 
Die Abnahme der Baumschutzmaßnahmen ist schriftlich 
beim Referat für Stadtplanung und Bauordnung, HA IV/43 
V, Blumenstraße 28 b, 80331 München, zu beantragen. Die 
Bauarbeiten dürfen erst nach behördlicher Zustimmung  
begonnen werden.

Die Nachbarn Fl.Nr. 1182, Fl.Nr. 1183, Fl.Nr. 1183/1, Fl.Nr. 
1184, Fl.Nr. 1185, Fl.Nr. 1187 und Fl.Nr. 1187/1, die dem Vorha-
ben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO 
eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbescheides zuzu-
stellen. Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im Eigen-
tum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die erfor-
derliche Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bewirkt  
(Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 423, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mail
adresse plan.ha4-43@muenchen.de bzw. Telefonnummer  
233-26420 bzw. -21501

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt  
werden.

Amtsblatt_24.indd   473Amtsblatt_24.indd   473 25.08.21   08:0125.08.21   08:01



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 24/2021

474

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die  
Antragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 11. August 2021	 Referat für Stadtplanung und 
		  Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Pfanzeltplatz 15
Gemarkung Perlach, Flurnr. 116/0, Stadtbezirk 16
TEKTUR zu 1.2-2020-17031-31 – Neubau zweier Wohnge-
bäude mit Tiefgarage und Umbau eines Wohngebäudes 
mit Ladeneinheit

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 11.08.2021, Az. 602-1.201-2021-7144-31, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen, Abweichungen und Befreiungen erteilt.

Den Nachbarn wird die Baugenehmigung durch öffentliche 
Bekanntmachung zugestellt. Die Nachbarn haben die Mög-
lichkeit, entsprechend der Rechtsbehelfsbelehrung gegen 
den Bescheid Klage einzulegen. Die Zustellung gilt mit dem 
Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt 
München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19 einsehen. Vereinbaren Sie 
dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse plan.ha4-31@
muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 24355.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in  
Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt  
werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 11. August 2021	 Referat für Stadtplanung und 
		  Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission
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zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im 
Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die 
erforderliche Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bewirkt  
(Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 425 bzw. 423,  
einsehen. Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der 
E-Mailadresse: plan.ha4-43@muenchen.de 
Telefonnummer: 233-21501 bzw. -26420.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die  
Antragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 12. August 2021	� Referat für Stadtplanung und 
		  Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Steinerweg 12
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Gemarkung Pasing,  
Fl.Nr. 198/1, Stadtbezirk 21
Umbau und Sanierung des Gesamtanwesens:  
Vordergebäude, Erhöhung und Neubau des Dachge-
schosses sowie Rückbau und Neuerrichten der Gauben, 
Grundrissveränderung und Erweiterung der Bestands
einheiten EG-4.OG, Errichten zweier Balkonanlagen über 
je 4 Geschosse, Veränderung der Bestandsfassaden und 
Anbringung eines Vollwärmeschutzes, Veränderung und 
Neuaufteilung des UG, Erweiterungsbau: Hofseitige Erwei-
terung des VGB (E+1+2+3+4) im Bereich des Treppenhau-
ses und der anliegenden Wohnungen um 5 Geschosse mit 
Errichten einer Dachterrasse , integrieren eines Aufzugs 
mit Anbindung an das Treppenhaus und neuem Anbau

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 11.08.2021, Az. 1.23-2021-10416-43, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen/Nebenstimmungen/Abweichungen/Befreiungen erteilt.

Tenor der Baugenehmigung:
Der Bauantrag vom 28.05.2021 nach Plan Nr. 2021-10416 (4 
Duplikatspläne) mit Handeintragungen vom 13.07.2021 sowie 
Freiflächengestaltungsplan Nr. 2021-10416 mit Handeintragun-
gen vom 13.07.2021 und Baumbestandsplan Nr. 2021-10416 wird 
hiermit im vereinfachten Genehmigungsverfahren genehmigt.

Gebäudeklasse:
Das Gebäude wird gemäß Art. 2 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 BayBO 
als Gebäudeklasse 5 eingestuft.

Hinweis Brandschutz:
Der Brandschutznachweis wird gemäß Bauantrag durch eine 
von Ihnen beauftragte Prüfsachverständige bzw. einen von  
Ihnen beauftragten Prüfsachverständigen geprüft. Aussagen 
und Eintragungen in den Bauantragsunterlagen zum Brand-
schutz sind daher nicht Gegenstand der bauaufsichtlichen 
Prüfung und Genehmigung.
Beachten Sie, dass Sie folgende Bescheinigungen von Ihrer 
bzw. Ihrem Prüfsachverständigen vorlegen müssen:
	– bis Baubeginn eine Bescheinigung über die Vollständigkeit 

und Richtigkeit des Brandschutznachweises (Art. 68 Abs. 6 
Nr. 2 BayBO)

	– bei Fertigstellung mit der Anzeige der beabsichtigten Nut-
zungsaufnahme eine Bescheinigung über die ordnungs
gemäße Bauausführung hinsichtlich des Brandschutzes 
(Art. 78 Abs. 2 Nr. 2 BayBO).

Es wird darauf hingewiesen, dass bei Nachweis des zweiten 
Rettungsweges über den öffentlichen Verkehrsraum kein  
Anspruch auf die unveränderte Beibehaltung der hierfür in 
Anspruch genommenen Flächen besteht. Vielmehr kann es zu 
späteren Veränderungen kommen, die ein Anleitern nicht 
mehr ermöglichen und den Bestandsschutz entfallen lassen. 
Dies kann entsprechende bauaufsichtliche Maßnahmen zur 
Folge haben.

Nachbarwürdigung:
Die Nachbarn Fl.Nr. 187; 188; 188/4; 198 und 199/2 haben 
dem Baueingabeplan nicht zugestimmt. Das Bauvorhaben 
entspricht den öffentlich-rechtlichen Vorschriften, die im bau-
aufsichtlichen Verfahren zu prüfen sind, nachbarrechtlich ge-
schützte Belange werden nicht beeinträchtigt; insbesondere 
werden keine Befreiungen oder Abweichungen erteilt, die 
nachbarrechtlich von Bedeutung sind. 

Den Nachbarn Fl.Nr. 187; 188; 188/4; 198 und 199/2 die dem 
Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 
BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbescheides 

Amtsblatt_24.indd   475Amtsblatt_24.indd   475 25.08.21   08:0125.08.21   08:01



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 24/2021

476

Bekanntmachung
Bauleitplanverfahren – Beteiligung der Öffentlichkeit –
hier: ��Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 

des Baugesetzbuches (BauGB) 
und 
Erneute Auslegung gemäß § 4a Abs. 3  
des Baugesetzbuches (BauGB) 
vom 08. September 2021 mit 08. Oktober 2021

	
Stadtbezirk 14 Berg am Laim

Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 2127
Truderinger Straße (südlich), 
westlich der Roßsteinstraße,
östlich des Schwanhildenwegs 
– Allgemeines Wohngebiet, Straßenverkehrsfläche, dinglich zu 
sichernde Flächen mit einem Geh-, Radfahr- und Leitungsrecht 
zugunsten der Allgemeinheit und mit Fahrrecht zugunsten eines 
beschränkten Personenkreises, öffentliche Grünflächen –

Nach der Billigung und vor Beginn der Auslegung nach  
§ 3 Abs. 2 BauGB sind Änderungen des Planentwurfs 
bzw. des Satzungsentwurfs eingetreten. Folglich wird mit 
dem Verfahren nach § 3 Abs. 2 BauGB zugleich ein Ver-
fahren nach § 4a Abs. 3 BauGB durchgeführt, so dass  
den Trägern öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit 
zeitgleich die gebilligte Version des Entwurfs sowie die 
zwischenzeitlich erfolgten Änderungen bekanntgegeben 
werden.

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung liegt beim 
Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Blumenstraße 28 b 
(Hochhaus), Erdgeschoss, Raum 071 (Auslegungsraum –  
barrierefreier Eingang an der Ostseite des Gebäudes über 
Blumenstraße 28 a), vom 08. September 2021 mit 08. Okto-
ber 2021, Montag mit Freitag von 6 Uhr bis 18 Uhr, öffentlich 
aus.

Auskünfte durch das Referat für Stadtplanung und Bauord-
nung werden nach vorheriger Terminvereinbarung (telefonisch 
unter 089/233-24822 oder per E-Mail unter plan.ha2-32v@ 
muenchen.de) erteilt.

Stellungnahmen können während dieser Frist abgegeben wer-
den.
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt 
bleiben.

Aufgrund der aktuellen Situation durch die COVID-19-Pande-
mie wird bei der Aufnahme einer Stellungnahme zur Nieder-
schrift um vorherige telefonische oder elektronische Termin-
vereinbarung unter 089/233-24822 bzw. per E-Mail unter  
plan.ha2-32v@muenchen.de gebeten.

Wesentliche umweltbezogene Stellungnahmen liegen mit aus.
Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind verfügbar:

Es sind neben dem Umweltbericht, der zu den nachfolgend 
genannten Schutzgütern Aussagen enthält, folgende Arten 
umweltbezogener Informationen verfügbar:

Informationen zum Schutzgut Mensch, insbesondere: 
Verkehrsgutachten, schalltechnische Untersuchung, Beson-
nungsnachweis

Informationen zum Schutzgut Tiere und Pflanzen, insbeson-
dere: 
Umweltprüfung, Strukturtypenkartierung, Naturschutzfachli-
ches Gutachten zur Prüfung artenschutzrechtlicher Vorschrif-
ten des § 44 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 5 BNatSchG  
(Artenschutzbeitrag) spezielle artenschutzrechtliche Prüfung 
(saP), Gutachten zur Erhaltungswürdigkeit von Bäumen

Informationen zum Schutzgut Boden, insbesondere: 
Verdichtende, orientierende Untersuchung des Untergrundes, 
Bericht zu den Bodenuntersuchungen, Bericht – Kampfmittel-
sondierung mit 5-Kanal-GPS-Sonde, Teilabschluss-Protokoll 
über die Räumung kampfmittelbelasteter Flächen

Informationen zum Schutzgut Wasser, insbesondere: 
Durchführung und Auswertung von Pumpversuchen, Detail-
lierte Aufstauberechnung, Bericht zur Untersuchung der  
Versickerung von Niederschlagswasser

Informationen zum Schutzgut Luft und Klima, insbesondere: 
Luftschadstofftechnische Untersuchung Bericht Nr. 710-
5308-2-LH

Informationen zum Schutzgut Landschaftsbild, insbesondere: 
Stadtbildverträglichkeitsuntersuchung

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung sowie  
die Datenschutzhinweise zur Öffentlichkeitsbeteiligung im 
Bauleitplanverfahren sind auch im Internet unter der Adresse 
www.muenchen.de/auslegung zu finden.

Hinweis zur Abgabe von Stellungnahmen:
Zum Nachweis des fristgemäßen Eingangs einer Stellungnahme 
wird für die letzten Tage der Auslegung empfohlen, den 
Sonderbriefkasten am Rathaus, Marienplatz 8 (neben dem 
Auskunftsschalter am Eingang Fischbrunnen), zu benutzen.

Aktueller Hinweis:
Anlässlich der COVID-19-Pandemie bitten wir Sie, das allge-
meine Abstandsgebot und die geltenden Hygienemaßnahmen 
zu beachten.
Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass nach aktuellen Vor-
schriften das Dienstgebäude nur mit FFP2-Maske betreten 
werden darf.

München, 13. August 2021	 Referat für Stadtplanung
		  und Bauordnung
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Bekanntmachung

Bauleitplanverfahren – Beteiligung der Öffentlichkeit –
hier: �Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 

des Baugesetzbuches (BauGB) 
vom 08. September 2021 mit 08. Oktober 2021

Stadtbezirk 14 Berg am Laim

Änderung des Flächennutzungsplans
mit integrierter Landschaftsplanung
für den Bereich VI/35
Truderinger Straße (südlich), Roßsteinstraße (westlich),
Schwanhildenweg (östlich)
– Allgemeines Wohngebiet, Allgemeine Grünfläche,  
Übergeordnete Grünbeziehung, Örtliche Grünverbindung –

Der Entwurf des Flächennutzungsplanes mit Begründung  
liegt beim Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Blumen-
straße 28 b (Hochhaus), Erdgeschoss, Raum 071 (Auslegungs-
raum – barrierefreier Eingang an der Ostseite des Gebäudes 
über Blumenstraße 28 a), vom 08. September 2021 mit 
08. Oktober 2021, Montag mit Freitag von 6 Uhr bis 18 Uhr, 
öffentlich aus.

Auskünfte durch das Referat für Stadtplanung und Bauord-
nung werden nach vorheriger Terminvereinbarung (telefonisch 
unter 089/233-24738 oder per E-Mail unter plan.fnp@muen-
chen.de) erteilt.

Stellungnahmen können während dieser Frist abgegeben wer-
den.
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt 
bleiben.
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Vereinigung im Sinne 
des § 4 Abs. 3 Satz 1 Nummer 2 des Umwelt-Rechtsbehelfs-
gesetzes in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Abs. 2 
des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes gemäß § 7 Abs. 3 Satz 1 
des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes mit allen Einwendungen 
ausgeschlossen ist, die sie im Rahmen der Auslegungsfrist 
nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte 
geltend machen können.

Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist elektro-
nisch unter E-Mail: plan.fnp@muenchen.de, schriftlich per 
Post: Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung, Abteilung I/42, Blumenstraße 28b, 80331 
München, oder nach telefonischer Vereinbarung auch zur  
Niederschrift bei den genannten Kontaktdaten vorgetragen 
werden.

Wesentliche umweltbezogene Stellungnahmen liegen mit aus.

Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind verfügbar:

Es sind neben dem Umweltbericht, der zu den nachfolgend 
genannten Schutzgütern Aussagen enthält, folgende Arten 
umweltbezogener Informationen verfügbar:

Informationen zum Schutzgut Mensch, insbesondere: 
Verkehrsgutachten, schalltechnische Untersuchung, Beson-
nungsnachweis

Informationen zum Schutzgut Tiere und Pflanzen, insbeson-
dere: 
Umweltprüfung, Strukturtypenkartierung, Naturschutzfachli-
ches Gutachten zur Prüfung artenschutzrechtlicher Vorschrif-
ten des § 44 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 5 BNatSchG  
(Artenschutzbeitrag) spezielle artenschutzrechtliche Prüfung 
(saP), Gutachten zur Erhaltungswürdigkeit von Bäumen

Informationen zum Schutzgut Boden, insbesondere: 
Verdichtende, orientierende Untersuchung des Untergrundes, 
Bericht zu den Bodenuntersuchungen, Bericht – Kampfmittel-
sondierung mit 5-Kanal-GPS-Sonde, Teilabschluss-Protokoll 
über die Räumung kampfmittelbelasteter Flächen

Informationen zum Schutzgut Wasser, insbesondere: 
Durchführung und Auswertung von Pumpversuchen, Detail-
lierte Aufstauberechnung, Bericht zur Untersuchung der  
Versickerung von Niederschlagswasser

Informationen zum Schutzgut Luft und Klima, insbesondere: 
Luftschadstofftechnische Untersuchung Bericht Nr. 710-
5308-2-LH

Informationen zum Schutzgut Landschaftsbild, insbesondere: 
Stadtbildverträglichkeitsuntersuchung

Der Entwurf des Flächennutzungsplanes mit Begründung so-
wie die Datenschutzhinweise zur Öffentlichkeitsbeteiligung im 
Bauleitplanverfahren sind auch im Internet unter der Adresse 
www.muenchen.de/auslegung zu finden.

Hinweis zur Abgabe von Stellungnahmen:
Zum Nachweis des fristgemäßen Eingangs einer Stellungnahme 
wird für die letzten Tage der Auslegung empfohlen, den 
Sonderbriefkasten am Rathaus, Marienplatz 8 (neben dem 
Auskunftsschalter am Eingang Fischbrunnen), zu benutzen.

Aktueller Hinweis:
Anlässlich der COVID-19-Pandemie bitten wir Sie, das allge-
meine Abstandsgebot und die geltenden Hygienemaßnahmen 
zu beachten.
Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass nach aktuellen Vor-
schriften das Dienstgebäude nur mit FFP2-Maske betreten 
werden darf.

München, 13. August 2021	 Referat für Stadtplanung
		  und Bauordnung

Bekanntmachung
Planfeststellung nach §§ 18 Abs. 1, 18d Allgemeines Eisen-
bahngesetz (AEG) und § 76 Abs. 1 Verwaltungsverfahrens-
gesetz (VwVfG) für das Vorhaben:

„3. Planänderung im PFA 1 der 2. S-Bahn-Stammstrecke 
München (Änderung Bauwasserableitung)“, Bahn-km 
103,464 bis 105,553 der Strecke 5547 Bf München Laim – 
München Leuchtenbergring Bft in der Landeshauptstadt 
München“

Für das o.g. Vorhaben wird ein Planfeststellungsverfahren 
gem. §§ 18 Abs. 1, 18 d Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) 
und § 76 Abs. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in der 
zum Zeitpunkt der Bekanntmachung geltenden Fassung 
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durchgeführt. Für das Planfeststellungsverfahren gelten die 
§§ 72 bis 78 des VwVfG nach Maßgabe des AEG.

Die beantragte 3. Planänderung hat eine Änderung der Ablei-
tung des zu Tage geförderten Grundwassers zur Bauzeit des 
Bereichs Hauptbahnhof zwischen Bau-km 103,464 und 
105,553 zum Gegenstand. Im Einzelnen betreffen die Ände-
rungen im PFA 1 folgende Maßnahmen:

	– Erstellen einer Versickerungsanlage für Bauwasser in der 
planfestgestellten Baustelleneinrichtungsfläche im Bereich 
der Richelstraße

	– Erstellen von zwei Bauwasserableitungen im Bereich des 
Hauptbahnhofs bis zur Richelstraße

	– Erstellen von Bauwasserableitungen im Bereich des Haupt-
bahnhofes

	– Errichtung von temporären Containern zur Druckerhöhung 
für die Wasserableitung im Bereich des planfestgestellten 
Wertstoffhofs. 

Zudem wird aufgrund geänderter Anforderungen der Baulo-
gistik an den Wertstoffhof und die zusätzlich erforderlichen 
Behälter zur Druckerhöhung folgender Anpassungsbedarf an 
dem planfestgestellten Wertstoffhof erforderlich:

	– Einhausung der Druckerhöhungsanlage auf dem Dach des 
Wertstoffhofs Tragkonstruktion zur Montage der temporären 
Container für die Druckerhöhung sowie um die Begehbar-
keit des Daches zu ermöglichen

	– Errichtung einer Treppenanlage zur Erreichbarkeit des be-
gehbaren Daches

Die Auslegung der Planunterlagen Stand: 19.05.2021 wird 
gemäß § 3 Abs. 1 Planungssicherstellungsgesetz (Plan-
SiG) durch eine Veröffentlichung im Internet ersetzt. 

Die Planunterlagen können in der Zeit vom 13.09.2021 bis 
12.10.2021 auf der Internetseite

https://www.2.stammstrecke-muenchen.de/verfahren-
pae3pfa1.html

sowie der Internetseite der Regierung von Oberbayern:
https://www.regierung.oberbayern.bayern.de/service/planfest-
stellung/oeffentlichkeit/landesentwicklung_verkehr/index.html

sowie der Landeshauptstadt München: 
www.muenchen.de/auslegung

eingesehen werden.

Die oben genannten Planunterlagen liegen im selben 
Zeitraum als zusätzliches Informationsangebot gemäß  
§ 3 Abs. 2 PlanSiG zur allgemeinen Einsicht aus

bei der
Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung, Blumenstraße 28b, 80331 München, Ausle-
gungsraum 071, Erdgeschoss (barrierefreier Zugang an der 
Ostseite des Gebäudes, Blumenstraße 28a)

im oben genannten Zeitraum während der Dienststunden
Montag bis Donnerstag von 9.00 Uhr bis 18.00 Uhr, Freitag 
von 9.00 Uhr bis 14.00 Uhr

Die Einsichtnahme kann aufgrund der COVID-19-Pandemie 
nur von Personen erfolgen, die nach der Bayerischen Infek
tionsschutzmaßnahmenverordnung in der jeweils aktuell  
gültigen Fassung dazu berechtigt sind, sich im öffentlichen 
Raum miteinander aufzuhalten. Dies gilt vorbehaltlich etwai-
ger rechtlicher Änderungen bzw. einer etwaigen Lockerung 
bestehender Beschränkungen.

I.
Zuständig für die Durchführung des Anhörungsverfahrens so-
wie für die Erteilung von Auskünften und die Entgegennahme 
von Äußerungen und Fragen ist die Regierung von Oberbay-
ern, §§ 18 a, 18 d AEG i.V.m. § 76 Abs. 1 und 73 VwVfG i.V.m. 
§ 23 Abs. 1 Nr. 2 ZustVVerk.

II.
1.	� Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt wer-

den, kann Einwendungen gegen die 3. Planänderung 
bis spätestens zwei Wochen nach Ablauf der Ausle-
gungsfrist, das ist bis zum 26.10.2021 schriftlich

bei der

Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung, Blumenstraße 31, 80331 München, Raum 239

oder bei der
Regierung von Oberbayern, Maximilianstraße 39,  
80538 München, Zi.Nr.: 4122, erheben.

Gemäß § 4 Abs. 2 PlanSiG besteht neben der Möglichkeit 
der schriftlichen Erhebung von Einwendungen auch die 
Möglichkeit, Einwendungen elektronisch unter der E-Mail-
Adresse:

bahn-anhoerungsverfahren@reg-ob.bayern.de

einzureichen.

Die Einwendung (oder die E-Mail) bedarf keiner qualifizier-
ten elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz. 

Eine Abgabe von Erklärungen bzw. die Erhebung von Ein-
wendungen zur Niederschrift wird aufgrund der aktuellen  
Situation durch die COVID-19-Pandemie gemäß § 4 Abs. 1 
PlanSiG ausgeschlossen. Eine Entgegennahme der Erklä-
rung zur Niederschrift ist nach Feststellung der Anhörungs-
behörde nur mit unverhältnismäßigem Aufwand möglich. 
Die Vermeidung einer dazu notwendigen Kontaktaufnahme 
erscheint zum Schutz der Gesundheit aller Beteiligten ge-
boten.

2.	� Die Einwendungen sollen Namen und Anschrift des Ein-
wenders enthalten, das betroffene Rechtsgut bzw. Inter-
esse benennen und die befürchteten Beeinträchtigungen 
darlegen. Die Einwendung muss den geltend gemachten 
Belang und das Maß der Beeinträchtigung erkennen las-
sen. Bei Eigentumsbeeinträchtigungen sind möglichst die 
Flurstücknummer und die Gemarkungen der betroffenen 
Grundstücke anzugeben. 

Gem. § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG können Vereinigungen,  
die auf Grund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvor-
schriften befugt sind, Rechtsbehelfe nach der Verwaltungs-
gerichtsordnung gegen die Entscheidung nach § 74 VwVfG 
einzulegen, innerhalb derselben Frist bei den vorgenannten 
Behörden schriftlich oder elektronisch Stellungnahmen zu 
dem Plan abgeben. Anerkannte Vereinigungen nach § 3 
des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes (UmwRG) erhalten 
durch die öffentliche Planauslegung Gelegenheit zur Ein-
sicht in die dem Plan zu Grunde liegenden (einschlägigen) 
Sachverständigengutachten; sie können Stellungnahmen 
zu dem Plan abgeben, soweit sie durch das Vorhaben in  
ihrem satzungsgemäßen Aufgabenbereich berührt werden.
	
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Un-
terschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter 
gleichlautender Texte eingereicht werden, ist ein Unter-
zeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der 
übrigen Unterzeichner für das Verfahren zu bezeichnen,  
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soweit er nicht von ihnen als Bevollmächtigter bestellt ist. 
Diese Angaben müssen deutlich sichtbar auf jeder mit einer 
Unterschrift versehenen Seite enthalten sein, andernfalls 
können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben.

  3.	�Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind Einwendungen 
ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privat-
rechtlichen Titeln beruhen. Einwendungen und Stel-
lungnahmen der Vereinigungen sind nach Ablauf  
dieser Frist ebenfalls ausgeschlossen.

  4.	 �Im Rahmen der EU-Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) 
vom 25.05.2018 möchten wir Sie darauf hinweisen, dass 
Ihre persönlichen Daten für die rechtmäßige Abwicklung 
des Planfeststellungsverfahrens gespeichert und verar-
beitet werden. Mit der Erhebung von Einwendungen erklä-
ren Sie sich damit einverstanden. 
Die Regierung von Oberbayern wird alle im Rahmen des 
Anhörungsverfahrens eingehenden Äußerungen der Vorha-
benträgerin zur Stellungnahme weiterleiten. Soweit Name 
und Anschrift bei der Weiterleitung an die Vorhabenträgerin 
unkenntlich gemacht werden sollen, ist dies der Regierung 
von Oberbayern in der Äußerung mitzuteilen. Dabei sind 
auch die Gründe mitzuteilen, welche Nachteile durch die 
Weiterleitung der Daten befürchtet werden.

  5.	� Grundsätzlich werden rechtzeitig erhobene Einwendun-
gen und Stellungnahmen an die Vorhabenträgerin sowie 
an die Planfeststellungsbehörde weitergeleitet und in ei-
nem Termin erörtert, den die Regierung von Oberbayern 
noch ortsüblich bekannt machen wird. Die Regierung von 
Oberbayern kann jedoch gem. § 18a Nr. 1 Satz 1 AEG auf 
den Erörterungstermin verzichten. Der Verzicht wird nicht 
öffentlich bekannt gegeben. Die Anwendung des 
Planungssicherstellungsgesetzes bleibt vorbehalten.

  6.	� Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. Diejenigen, die 
Einwendungen erhoben haben bzw. – bei gleichförmigen 
Einwendungen – deren Vertreter oder Bevollmächtigte, 
werden von dem Erörterungstermin gesondert benach-
richtigt. Falls mehr als 50 solche Benachrichtigungen  
vorzunehmen sind, sollen diejenigen, die Einwendungen 
erhoben haben, von dem Erörterungstermin durch öffent-
liche Bekanntmachung benachrichtigt werden. Die Ver
tretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die  
Bevollmächtigung ist durch eine schriftliche Vollmacht 
nachzuweisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde 
zu geben ist. Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem  
Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. 
Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erörte-
rungstermins und Übersendung der abschließenden  
Stellungnahme an das Eisenbahnbundesamt beendet.

  7.	� Durch Einsichtnahme in den Plan, Erhebung von Einwen-
dungen, Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreter-
bestellung entstehende Aufwendungen werden nicht er-
stattet.

  8.	� Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der 
Planfeststellung zumindest dem Grunde nach zu entschei-
den ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern 
in einem gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt.

  9.	� Über die Einwendungen wird nach Abschluss des Anhö-
rungsverfahrens durch die Planfeststellungsbehörde ent-
schieden. Die Zustellung der Entscheidung (Planfeststel-
lungsbeschluss) kann durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzuneh-
men sind.

10.	� Es besteht in diesem Verfahren keine Pflicht zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung. 

11.	� Vom Beginn der Auslegung der Pläne im Planfeststel-
lungsverfahren an, tritt gemäß § 19 AEG die Veränderungs-
sperre auf den vom Plan in Anspruch genommenen 
Grundstücken ein.

12.	� Laut Grunderwerbsverzeichnis sind durch die Planände-
rung 5 Flurstücke (laufende Nummern: 15, 70, 83, 84, 90) 
erstmalig betroffen. Die Eigentümer und Nutzer nach Ab-
teilung II des Grundbuches dieser Flurstücke sind daher in 
Ihren Einwendungen nicht nur auf den Gegenstand dieser 
Planänderung beschränkt, sondern können auch gegen 
die ursprüngliche Planung Einwendungen erheben.

13.	� Diese Bekanntmachung wird gemäß Art. 27a BayVwVfG 
zusätzlich auf den Internetseiten der Landeshauptstadt 
München und der Regierung von Oberbayern bereitge-
stellt. Weiter ist diese Bekanntmachung auf dem UVP-
Portal des Bundes einsehbar, und zwar unter  
https://www.uvp-portal.de.

Bei weiteren Fragen, auch hinsichtlich der Einsichtnahme 
der Planunterlagen während der COVID-19-Pandemie, 
wenden Sie sich bitte an die zuständige Anhörungsbehörde 
bei der Regierung von Oberbayern unter 089 / 2176 3035.

München, 10. August 2021	� Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung

Bekanntmachung
Planfeststellung nach § 18 Allgemeines Eisenbahngesetz 
(AEG) i.V.m. § 78 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) 
für das Vorhaben: „Gesamtausbaumaßnahme München 
Westkreuz (NeM013) / Bodenseestraße (GMWB) mit Aus-
gleichsmaßnahmen in den Gemeinden Langwied und  
Gilching“, Bahn-km 8,565 bis 10,670 der Strecke 5540 
München – Gauting in der Landeshauptstadt München“

Südlich des Bahnhofsteils (Bft) München-Westkreuz werden 
im selben räumlichen Bereich zwei planfeststellungsrechtlich 
selbständige Vorhaben geplant: Das eisenbahnrechtliche Vor-
haben „Netzergänzende Maßnahme 13" (NeM13) sowie das 
fernstraßenrechtliche Vorhaben „Änderung der Bundesstraße 
B2 - Bodenseestraße" (Änderung Bodenseestraße).

Das Vorhaben NeM13 ist durch den Infrastrukturbedarf auf den 
Außenästen des bestehenden S-Bahn-Netzes bedingt, der 
sich durch das ab Inbetriebnahme der 2. S-Bahn-Stammstrecke 
unterstellte Betriebsprogramm ergibt. Mit der 2. S-Bahn-
Stammstrecke wird die Neuerrichtung einer zweigleisigen  
S-Bahn-Strecke, beginnend im Personenbahnhof München-
Laim und endend im Bahnhofsteil München-Leuchtenbergring 
mit den dazwischenliegenden Haltepunkten Hauptbahnhof 
Bahnhofplatz, Marienhof und Ostbahnhof als Gesamtprojekt 
verfolgt.

Die Änderung der Bodenseestraße ist durch das aktuelle und 
künftige Verkehrsaufkommen sowie durch Aspekte der Ver-
kehrssicherheit bedingt. Hinzu kommt die Verbesserung der 
Infrastruktur für den nichtmotorisierten Verkehr. Die Baumaß-
nahme liegt auf dem Gebiet der Landeshauptstadt München 
(LH München) an der Grenze der Stadtteile Pasing und Aubing.

Durch das Vorhaben NeM13 wird die derzeit niveaugleiche 
Kreuzung (vgl. Unterlage 3.1.1) der S-Bahn-Strecken 5541 
München-Westkreuz – Herrsching und 5540 München Hbf tief – 
Gauting (Richtungsgleis) niveaufrei ausgebildet. Das Vorha-
ben umfasst insbesondere folgende Maßnahmen:
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	– Niveaugleiche Verzweigung der S-Bahn-Strecken 5540 
(Richtungsgleis) und 5541 (Richtungs- und Gegenrichtungs-
gleis) südlich des Bft München-Westkreuz mit Ausbildung 
der niveaufreien Kreuzung (Kreuzungsbauwerk) der Strecke 
5540 bei km 9,378 (Richtungsgleis) mit der Strecke 5541 bei 
km 2,012 (beide Gleise)

	– Dreigleisige Eisenbahnüberführung für die beiden Gleise 
der Bahn- Strecke 5504 München Hbf – Mittenwald Grenze 
bei km 9,280 und das Gegenrichtungsgleis der Strecke 
5540 München Hbf tief - Gauting bei km 9,280 

	– Zweigleisige Eisenbahnüberführung für die beiden Gleise 
der S-Bahn- Strecke 5541 München-Westkreuz – Herrsching 
bei km 1,894

	– Eingleisige Eisenbahnüberführung für das Richtungsgleis 
der Strecke 5540 bei km 9,2+145

Das Vorhaben Änderung der Bodenseestraße hat die nahezu 
geradlinige Ausbildung des Trassenverlaufs und die Verbreite-
rung der Bodenseestraße zum Gegenstand. Das Vorhaben 
umfasst insbesondere folgende Maßnahmen:

	– Begradigung und Verbreiterung der Bodenseestraße zwi-
schen km 0+090 und km 0+565 einschließlich der beidseiti-
gen, getrennten und barrierefreien Geh- und Radwege

	– Trogbauwerk der Bodenseestraße zwischen km 0+258 bis 
km 0+399

	– Änderung der Anbindung des Herrschinger Bahnweges

Die Auslegung der Planunterlagen Stand: 03.05.2021 – 
bestehend aus Zeichnungen und Erläuterungen und 
eventuell weiteren Unterlagen nach § 19 Abs. 2 UVPG – 
wird gemäß § 3 Abs. 1 Planungssicherstellungsgesetz 
(PlanSiG) durch eine Veröffentlichung im Internet ersetzt.

Die Planunterlagen können in der Zeit vom 13.09.2021 bis 
12.10.2021 auf der Internetseite 

https://www.2.stammstrecke-muenchen.de/verfahren-
nem013.html
eingesehen werden. 

Für weitere Internetseiten zur Einsichtnahme der Planunterla-
gen siehe Ziff. I.9. dieser Bekanntmachung.

Die oben genannten Planunterlagen liegen im selben 
Zeitraum als zusätzliches Informationsangebot gemäß  
§ 3 Abs. 2 PlanSiG zur allgemeinen Einsicht aus

bei der
Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung, Blumenstraße 28b, 80331 München, Ausle-
gungsraum 071, Erdgeschoss (barrierefreier Zugang an der 
Ostseite des Gebäudes, Blumenstraße 28a)

im oben genannten Zeitraum während der Dienststunden von 
Montag bis Donnerstag von 9.00 Uhr bis 18.00 Uhr, Freitag 
von 9.00 Uhr bis 14.00 Uhr

Die Einsichtnahme kann aufgrund der COVID-19-Pandemie 
nur von Personen erfolgen, die nach der Bayerischen Infekti-
onsschutzmaßnahmenverordnung in der jeweils aktuell gülti-
gen Fassung dazu berechtigt sind, sich im öffentlichen Raum 
miteinander aufzuhalten. Dies gilt vorbehaltlich etwaiger 
rechtlicher Änderungen bzw. einer etwaigen Lockerung beste-
hender Beschränkungen.

Jeder, dessen Belange durch die Vorhaben berührt werden, 
kann Einwendungen gegen den Plan bis spätestens einen 
Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist bis zum 
12.11.2021 schriftlich

bei der

Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung, Blumenstraße 31, 80331 München, Raum 239 
oder
bei der Regierung von Oberbayern, Maximilianstraße 39, 
80538 München, Zi. Nr.: 4122, erheben.

Gemäß § 4 Abs. 2 PlanSiG besteht neben der Möglichkeit der 
schriftlichen Erhebung von Einwendungen auch die Möglich-
keit, Einwendungen elektronisch unter der E-Mail-Adresse:

bahn-anhoerungsverfahren@reg-ob.bayern.de

einzureichen.

Die Einwendung (oder die E-Mail) bedarf keiner qualifizierten 
elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz. 

Eine Abgabe von Erklärungen bzw. die Erhebung von Einwen-
dungen zur Niederschrift wird aufgrund der aktuellen Situa-
tion durch die COVID-19-Pandemie gemäß § 4 Abs. 1 PlanSiG 
ausgeschlossen. Eine Entgegennahme der Erklärung zur 
Niederschrift ist nach Feststellung der Anhörungsbehörde nur 
mit unverhältnismäßigem Aufwand möglich. Die Vermeidung 
einer dazu notwendigen Kontaktaufnahme erscheint zum 
Schutz der Gesundheit aller Beteiligten geboten.

I.
1.	� Für das o.g. Vorhaben hat die Vorhabenträgerin mit Antrag 

vom 04.12.2020 die Planfeststellung beantragt. 
2.	� Über die Zulässigkeit des Vorhabens kann die Planfest-

stellungsbehörde durch Planfeststellungsbeschluss ent-
scheiden.

3.	� Es wird ein Planfeststellungsverfahren gem. § 18 Abs. 1 
AEG in Verbindung mit den §§ 72 ff. VwVfG und in Verbin-
dung mit § 18 Abs. 1 des Umweltverträglichkeitsgesetzes 
(UVPG) in der aktuellen Fassung durchgeführt.

4.	� Zuständige Planfeststellungsbehörde ist das Eisenbahn-
bundesamt gem. § 3 Abs. 2 des Gesetzes über die Eisen-
bahnverkehrsverwaltung des Bundes (BEVVG). Das dazu-
gehörige Anhörungsverfahren wird von der Regierung von 
Oberbayern durchgeführt, § 21 der Verordnung über die 
Zuständigkeiten im Verkehrswesen (ZustVVerk). 

5.	� Für die Einzel-Vorhaben und das Gesamt-Vorhaben wurde 
gem. § 5 UVPG jeweils die Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung festgestellt.

6.	� Die gemäß § 19 Abs. 2 UVPG auszulegenden Unterlagen 
(inkl. des UVP-Berichts) wurden der Anhörungsbehörde 
am 29.06.2021 vorgelegt. 

7.	� Verfahrensrelevante Informationen können bei der Regie-
rung von Oberbayern, Sachgebiet 31.2, Maximilianstraße 
39, 80538 München während der gesamten Verfahrens-
dauer und bei der Stadt und der Gemeinde während der 
Zeit der Auslegung der Planunterlagen eingeholt werden.

8.	� In den gemäß § 19 Abs. 2 UVPG zur öffentlichen Ausle-
gung zu erstellenden entscheidungserheblichen Unterla-
gen sind unter anderem folgende Unterlagen enthalten:  

	– der Landschaftspflegerische Begleitplan, einschließlich 
des Erläuterungsberichts, des Bestands- und Konflikt-
plans sowie des Maßnahmenplans, in Planunterlage  
Nr. 14 

	– die Artenschutzrechtliche Unterlage in der Planunterla-
ge Nr. 15 

	– der UVP-Bericht in der Planunterlage Nr. 16 
	– die Schalltechnische Untersuchung in der Planunterlage 

Nr. 18
	– die Erschütterungstechnische Untersuchung in der  

Planunterlage Nr. 19
	– das Gutachten zur elektromagnetischen Verträglichkeit 

in der Planunterlage Nr. 21
	– die Bahnstrom-Masthöhen-Übersicht in der Planunter-

lage Nr. 23
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	– die Unterlage zur Hydrogeologie und Wasserwirtschaft, 
einschließlich des Erläuterungsberichts und der dazu-
gehörigen Pläne, in der Planunterlage Nr. 25 

	– das Bodenverwertungs- und Entsorgungskonzept in 
der Planunterlage Nr. 26 

9.	� Planunterlagen sind auch auf den folgenden Internetseiten 
abrufbar: 

	� Landeshauptstadt München:  
www.muenchen.de/auslegung

	� Gemeinde Gilching:  
Stichwortsuche „Bekanntmachungen“

	 Regierung von Oberbayern:
	� https://www.regierung.oberbayern.bayern.de/service/

planfeststellung/oeffentlichkeit/landesentwicklung_ver-
kehr/index.html

	 UVP-Portal des Bundes: www.uvp-portal.de 

II.
1.	� Die Einwendungen sollen Namen und Anschrift des Ein-

wenders enthalten, das betroffene Rechtsgut bzw. Inter-
esse benennen und die befürchteten Beeinträchtigungen 
darlegen. Bei Eigentumsbeeinträchtigungen sind mög-
lichst die Flurstücknummer und die Gemarkungen der be-
troffenen Grundstücke anzugeben.  
 
Gem. § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG können Vereinigungen, 
die auf Grund einer Anerkennung nach anderen Rechts-
vorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe nach der Verwal-
tungsgerichtsordnung gegen die Entscheidung nach § 74 
VwVfG einzulegen, innerhalb derselben Frist bei den vor-
genannten Behörden schriftlich oder elektronisch Stel-
lungnahmen zu dem Plan abgeben. Anerkannte Vereini-
gungen nach § 3 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes 
(UmwRG) erhalten durch die öffentliche Planauslegung 
Gelegenheit zur Einsicht in die dem Plan zu Grunde lie-
genden  (einschlägigen) Sachverständigengutachten; sie 
können Stellungnahmen zu dem Plan abgeben, soweit  
sie durch das Vorhaben in ihrem satzungsgemäßen Auf-
gabenbereich berührt werden.

2.	� Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Un-
terschriftslisten unterzeichnet oder 	in Form vervielfältigter 
gleichlautender Texte eingereicht werden, ist ein Unter-
zeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der 
übrigen Unterzeichner für das Verfahren zu bezeichnen, 
soweit er nicht von ihnen als Bevollmächtigter bestellt ist. 
Diese Angaben müssen deutlich sichtbar auf jeder mit einer 
Unterschrift versehenen Seite enthalten sein, andernfalls 
können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben. 

3.	� Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind Einwendungen 
ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrecht-
lichen Titeln beruhen. Einwendungen und Stellungnah-
men der Vereinigungen sind nach Ablauf dieser Frist 
ebenfalls ausgeschlossen. Der Einwendungsausschluss 
gilt für dieses Vorhaben, für das eine Pflicht zur Umwelt-
verträglichkeitsprüfung besteht, nur für das Planfeststel-
lungsverfahren (Urteil des BVerwG vom 30.03.2017 – 7 C 
17.15 -).

4.	 �Im Rahmen der EU-Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) 
vom 25.05.2018 möchten wir Sie darauf hinweisen, dass 
Ihre persönlichen Daten für die rechtmäßige Abwicklung 
des Planfeststellungsverfahrens gespeichert und verar-
beitet werden. Mit der Erhebung von Einwendungen erklä-
ren Sie sich damit einverstanden.

5.	� Die Regierung von Oberbayern behält sich vor, alle einge-
henden Einwendungsschreiben einschließlich der darin 
enthaltenen persönlichen Angaben dem Vorhabenträger 

zur Stellungnahme zuzuleiten. Soweit damit kein Einver-
ständnis besteht, erfolgt die Zuleitung anonymisiert; ein 
etwaiger Anonymisierungswunsch ist vom Einwendungs-
führer in seinem Einwendungsschreiben ausdrücklich  
zu erklären.

6.	� Grundsätzlich werden rechtzeitig erhobene Einwendun-
gen und Stellungnahmen in einem Termin erörtert, den  
die Regierung von Oberbayern noch ortsüblich bekannt 
machen wird. Die Regierung von Oberbayern kann jedoch 
gem. § 18a Nr. 1 Satz 1 AEG auf den Erörterungstermin 
verzichten. Der Verzicht wird nicht öffentlich bekannt  
gegeben. Die Anwendung des Planungssicherstellungs-
gesetzes bleibt vorbehalten.

7.	� Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. Diejenigen, die 
Einwendungen erhoben haben bzw. – bei gleichförmigen 
Einwendungen – deren Vertreter oder Bevollmächtigte, 
werden von dem Erörterungstermin gesondert benach-
richtigt. Falls mehr als 50 solche Benachrichtigungen  
vorzunehmen sind, sollen diejenigen, die Einwendungen 
erhoben haben, von dem Erörterungstermin durch öffent-
liche Bekanntmachung benachrichtigt werden. Die Ver
tretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die  
Bevollmächtigung ist durch eine schriftliche Vollmacht 
nachzuweisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde 
zu geben ist. Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Er-
örterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. 
Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erörte-
rungstermins und Übersendung der abschließenden  
Stellungnahme an das Eisenbahnbundesamt beendet.

8.	� Durch Einsichtnahme in den Plan, Erhebung von Einwen-
dungen, Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreter-
bestellung entstehende Aufwendungen werden nicht  
erstattet.

9.	� Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der 
Planfeststellung zumindest dem Grunde nach zu entschei-
den ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern 
in einem gesonderten Entschädigungsverfahren behan-
delt.

10.	� Über die Einwendungen wird nach Abschluss des Anhö-
rungsverfahrens durch die Planfeststellungsbehörde im 
Planfeststellungsbeschluss entschieden. Die Zustellung 
der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) kann 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn 
mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

11.	� Vom Beginn der Auslegung der Pläne im Planfeststel-
lungsverfahren an, tritt gemäß § 19 AEG die Veränderungs-
sperre auf den vom Plan in Anspruch genommenen 
Grundstücken ein.

12.	� Diese Bekanntmachung wird gemäß § 27a VwVfG zusätz-
lich auf den Internetseiten der Landeshauptstadt München, 
der Gemeinde Gilching und der Regierung von Oberbayern 
bereitgestellt. Weiter ist diese Bekanntmachung auf  
dem UVP-Portal des Bundes einsehbar, und zwar unter 
https://www.uvp-portal.de.

Aktueller Hinweis:
Bei weiteren Fragen, auch hinsichtlich der Einsichtnahme der 
Planunterlagen während der COVID-19-Pandemie, wenden 
Sie sich bitte an die zuständige Anhörungsbehörde bei der 
Regierung von Oberbayern unter 089 / 2176 3035.

München, 10. August 2021	� Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung
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Berichtigung 
zur Bekanntmachung im Amtsblatt 
der Landeshauptstadt München 
Nr. 21/2021 vom 30. Juli 2021
über die Beteiligung der Öffentlichkeit
hier: Frühzeitige Unterrichtung gemäß 
§ 3 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB)
vom 06. August 2021 mit 16. September 2021
betreffend den Bebauungsplan mit Grünordnung  
Nr. 2116a
Hufelandstraße (alt) (südlich), Oberhoferweg (westlich),
DB-Nordring (nördlich), Knorrstraße (östlich)
mit Knoten Max-Diamand-Str. (westlich)
(Teilverdrängung des Bebauungsplans Nr. 1505b)

Die Bekanntmachung der Beteiligung der Öffentlichkeit – 
Frühzeitige Unterrichtung gemäß § 3 Abs. 1 des Baugesetz-
buches (BauGB) betreffend den Bebauungsplan mit Grünord-
nung Nr. 2116a im Amtsblatt vom 30. Juli 2021, S. 420 weist 
einen redaktionellen Fehler auf, der mit dieser Veröffentlichung 
berichtigt wird.
Fälschlicherweise wurde der Passus zum Erschließungsbeitrag 
abgedruckt. Der Absatz – „Die Auswirkungen des Bebauungs-
planes sind nicht auf den Bebauungsplanumgriff beschränkt. 
So löst beispielsweise die Ausweisung einer öffentlichen 
Grünfläche, soweit sie erschließungsbeitragsfähig ist, in der 
Regel eine Erschließungsbeitragspflicht für die Baugrundstücke 
aus, die von der Grünanlage nicht weiter als ca. 200 m (Luft
linie) entfernt liegen.“ – ist zu streichen.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Bekanntmachung im 
Amtsblatt 30. Juli 2021 im Übrigen Gültigkeit behält.

München, 18. August 2021	 Referat für Stadtplanung
		  und Bauordnung“

Aufgebot verlorengegangener Sparkassenbücher

Die nachstehend aufgeführten Sparkassenbücher der Stadt-
sparkasse München wurden als verlorengegangen gemeldet 
und deshalb das Aufgebotsverfahren beantragt:

Sparkassen-	 auf den Namen 			 
buch	 des
Nr.	 Einlegers

58059809	 Erna Aar
3000760300	 Dietrich und Erna Bischoff
53056404	 Elisabeth Braun
96083050	 Elisabeth Braun
29013737	 Astrid Gusmitta
29053634	 Astrid Gusmitta
29071818	 Astrid Gusmitta
3002105983	 Annette Habert
20623237	 Katharina Hüttinger
74063256	 Maria Kahler
76325372	 Selma Kaplan 
24326456	 Maria Knogl-Söllner		   
3001457336	 Anneliese und Arthur Kramb
61086559	 Siegfried Krause
26076075	 Irmgard Kriehn
3001193113	 Rudolph Kuehnel
67353037	 Max Kumpfmüller
113045835	 Elizabeth Merino
3001179971	 Wolfgang Mittenzwei
28306405	 Wilhelm Neumann
77040996	 Hermine Reithner

3002459927	 Leonie Remberger
3000850481	 Prof. Dr. Fritz Rueff
64027311	 Peter und Susanna Schneider
908045545	 Wilhelm und Lori Schröcker
3001805500 	 Adrian Sowa
108308743	 Uwe Steffin
61446944	 Julia Taschner
909474231	 Knuth Tietze
74042060	 Renate Ullrich
20027249	 Brigitte Wölfl		

Es wurde am 11.08.2021 verfügt, das Aufgebotsverfahren ge-
mäß Art. 33 ff AGBGB durchzuführen. Die Inhaber der vorste-
hend aufgeführten Sparkassenbücher werden hiermit aufge-
fordert, ihre Rechte unter Vorlage der Urkunden ab 11.08.2021 
binnen drei Monaten, d.h. bis spätestens 11.11.2021 bei der 
Stadtsparkasse München, Ungererstraße 75, 80805 München, 
anzumelden. Urkunden, für welche Rechte innerhalb der ge-
setzten Frist nicht geltend gemacht werden, werden nach  
Ablauf dieser Frist für kraftlos erklärt.

München, 11. August 2021	 Stadtsparkasse München
		  Direktion Prozesse und IT

Kraftloserklärung verlorengegangener Sparkassenbücher

Die nachstehend aufgeführten, am 11.05.2021 als verloren 
aufgebotenen Sparkassenbücher, wurden mit Verfügung vom 
11.08.2021  für kraftlos erklärt, nachdem auf das erlassene 
Aufgebot innerhalb der dreimonatigen Einspruchsfrist Rechte 
Dritter nicht geltend gemacht wurden:

ausgestellt von der 	 Sparkassen-	 auf den Namen 		
Stadtsparkasse	 buch	 des
München	 Nr.	 Einlegers

FL 1	 35051010 	� Franz und Gertraud 
Schwibach

BC 2	 31023948	 Ernst Schmid
FL 3	 96057278	 Nikolaj Wulff
FB 8	 61391710	 Goran Lisanin
FL 9	 73342107	 Patricia Kern
BC 10	 26040220	 Getraud Pfefferl
BC 10	 3002458499	� Dr. Heinz und Isolde 

Baur
FL 22	 3002000119	 Isabell Hoch
BC 23	 65079543	 Hans-Georg Meiler
FL 25	 97303564	 Daniel Rotariu
BC 28	 28323566	 Georg Gerstner
BC 28	 63051817	 Florian Ziemen
BC 28	 77037166	 Brigitte Pinkl
BC 28	 3002335184	 Marko Knezevic
BC 28	 3002481194	 Mechthild Foerster
FL 41	 84000421	 Silvia Christl		
FL 41	 3002596520	 Birgit Gass
FL 45	 45308319	 Margret Kampf
FL 82	 3002592321	 Ingeborg Mueller
BC 87	 75006205	 Werner Hesse
FL 109	 114306301	 Winfried Pittelkow
BC 115	 79080388	� Jessica Hinrainer-Sucak
BC 115	 3001003924	 Gerda Wittmann
BC SM	 98023179	 Gisela Fichtl-Ziegler
DC-DB	 112081641	 Rani El-Matbouli
DSGF-MF-MU	 32061897	 Peter Hoser
DSGF-MF-MU	 3001508542	 Konrad Wille	
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PB-KB-1	 904056124	 Boris Schwartz und
		  Theresia Schopper
PB-KB-2	 36048957	 Maria Köstner	

München, 11. August 2021	 Stadtsparkasse München
		  Direktion Prozesse und IT

Satzung zur Änderung der Satzung der Landeshauptstadt 
München über die Städtische Fachschule für Buchbinde-
technik und Fotografie (Meisterschule) und die Städtische 
Fachschule für industrielle Buchbindetechnik  
(Meisterschule)

vom 18. August 2021

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 23 
und 24 Abs. 1 Nr. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.08.1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 24.07.2020 (GVBl. S. 350), in Verbindung 
mit Art. 44 Abs. 4 Satz 2 des Bayerischen Gesetzes über das 
Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 31.05.2000 (GVBl. S. 414, 632, 
BayRS 2230–1–1–K), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
24.07.2020 (GVBl. S. 386), folgende Satzung:

§ 1
Die Satzung der Landeshauptstadt München über die Städti-
sche Fachschule für Buchbindetechnik und Fotografie  
(Meisterschule) und die Städtische Fachschule für industrielle 
Buchbindetechnik (Meisterschule) vom 04.04.2014 (MüABl.  
S. 433), zuletzt geändert durch Satzung vom 04.03.2016 
(MüABl. S. 123), wird wie folgt geändert:

1. �Die Satzungsbezeichnung wird wie folgt gefasst: „Satzung 
der Landeshauptstadt München über die Städtische Fach-
schule für Buchbindetechnik und Fotografie (Meisterschule) 
und die Städtische Fachschule für industrielle Printmedien-
produktion und Druckweiterverarbeitung (Meisterschule)“.

2. § 1 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Mit Beginn des Schuljahres 2021/22 erhält die Fach-
schule für industrielle Buchbindetechnik (Meisterschule) 
München die Bezeichnung „Städtische Fachschule für indus-
trielle Printmedienproduktion und Druckweiterverarbeitung 
(Meisterschule)“.“

3. § 2 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

Die Wörter „industrielle Buchbindetechnik“ werden durch die 
Wörter „industrielle Printmedienproduktion und Druckweiter-
verarbeitung“ ersetzt.

§ 2
Die Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 23.06.2021 beschlossen.

Das Bayerische Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
hat die Satzung mit Schreiben vom 22.07.2021 –  
Az.: VI.8-BO9210.0.M31.1595-5/1/4 – genehmigt.

München, 18. August 2021	 I.V.
		  Verena Dietl
		  3. Bürgermeisterin

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Helenenstr. 26
Gemarkung: Trudering
Flurnr.: 953/2
Stadtbezirk: 15
Vorhaben: Neubau 2er Mehrfamilienhäuser (je 5 WE) und 
einer Tiefgarage – TEKTUR zu 1.2-2017-14571-32

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 19.08.2021 Az.1.202-2020-20726-32 wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben erteilt.

Die Nachbarn Fl. Nr. 953/3, Fl. Nr. 953, Fl. Nr. 950, Fl. Nr. 954,  
Fl. Nr. 948, Fl. Nr. 949 und Fl. Nr. 947  haben den Baueingabe-
plan nicht unterschrieben. Das Bauvorhaben entspricht den 
öffentlich-rechtlichen Vorschriften, die im bauaufsichtlichen 
Verfahren zu prüfen sind, nachbarrechtlich geschützte Belan-
ge werden nicht beeinträchtigt; insbesondere werden keine 
Befreiungen oder Abweichungen erteilt, die nachbarrechtlich 
von Bedeutung sind.

Die Nachbarzustellung wird gemäß Art. 66 Abs. 1 Satz 4  
BayBO in pflichtgemäßer Ermessensausübung aufgrund der 
großen Anzahl an Nachbarn (mehr als 20 Miteigentümer) ent-
sprechend Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO durch öffentliche Be-
kanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt München 
ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bewirkt.

Die Nachbarn haben die Möglichkeit, entsprechend der Rechts-
behelfsbelehrung gegen den Bescheid Klage einzulegen.

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 338, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mail
adresse plan.ha4-32@muenchen.de bzw. Telefonnummer  
2  33-2  45  97.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.
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	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 19. August 2021	 Referat für Stadtplanung und 
		  Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission

Bekanntgabe

Die SWM Versorgungs GmbH, Emmy-Noether-Straße 2, 
80992 München, macht hiermit bekannt, dass sich mit Wir-
kung zum 01.09.2021 die Technischen Anschlussbedingungen 
Wasser (TAB Wasser) der SWM Versorgungs GmbH ändern. 
Die ab dem 01.09.2021 gültigen TAB Wasser finden Sie auf 
unserer Internetseite www.swm.de. Außerdem liegen sie in 
den Geschäftsräumen der SWM Versorgungs GmbH, Emmy-
Noether-Straße 2, 80992 München zur Einsichtnahme aus. 
Die bisher gültigen TAB Wasser treten mit Ablauf des 
31.08.2021 außer Kraft.

München, 17. August 2021	 Stadtwerke München
		  Versorgungs GmbH

		

Nachrichtliche Veröffentlichung der Überschreitung der 
7-Tage-Inzidenz von 35 Neuinfektionen mit dem Corona-
virus SARS-CoV-2 je 100.000 Einwohner innerhalb von 
sieben Tagen zu der Bekanntmachung vom 21.08.2021 
durch Veröffentlichung im Internet (www.muenchen.de/
corona), in Rundfunk und Presse im Amtsblatt der  
Landeshauptstadt München vom 30. August 2021 

Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) vom 20. Juli 
2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 27. Juli 2021 (BGBl. I S. 3274) und der 
Dreizehnten Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmen-
verordnung (13. BayIfSMV) vom 5. Juni 2021 (BayMBl. 
2021 Nr. 384, BayRS 2126-1-17-G), zuletzt geändert durch 
die Verordnung zur Änderung der Dreizehnten Bayeri-
schen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung vom  
27. Juli 2021 (BayMBl. 2021 Nr. 516);

Bekanntmachung der Landeshauptstadt München hin-
sichtlich der Überschreitung der 7-Tage-Inzidenz von  

35 Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 je 
100.000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen

Die Landeshauptstadt München gibt gemäß § 1 Nr. 1 und 3 
der Dreizehnten Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmen
verordnung (13. BayIfSMV) vom 5. Juni 2021, zuletzt geändert 
durch die Verordnung zur Änderung der Dreizehnten Bayeri-
schen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung vom 27. Juli 
2021, als zuständige Kreisverwaltungsbehörde Folgendes 
amtlich bekannt:

Die Zahl der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 je 100.000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen (sog. 
7-Tage-Inzidenz) hat im Stadtgebiet der Landeshauptstadt 
München an drei aufeinanderfolgenden Tagen den Inzidenz-
wert von 35 überschritten.

Ab dem 23. August 2021, 0.00 Uhr, gelten im Stadtgebiet 
München deshalb die in der 13. BayIfSMV festgelegten inzi-
denzabhängigen Regelungen für einen Inzidenzwert über 35. 
Dies gilt solange, bis sich nach § 1 Nr. 1 oder Nr. 2 der 13. 
BayIfSMV eine Änderung des maßgeblichen Inzidenzbereichs 
ergibt, was die Landeshauptstadt München entsprechend 
§ 1 Nr. 3 der 13. BayIfSMV amtlich bekannt machen wird.

Die Entwicklung der Inzidenzzahlen wird täglich auf der 
Homepage der Landeshauptstadt München unter  
www.muenchen.de/corona veröffentlicht.

Hinweis:
Die jeweils einschlägigen inzidenzabhängigen Regelungen  
für die Unter- bzw. Überschreitung anderer Schwellenwerte 
gelten trotz des Überschreitens einer 7-Tage-Inzidenz von 35 
weiterhin unverändert fort, sofern sich keine Verschärfungen 
bezüglich der maßgeblichen Regelungen für einen Inzidenz-
wert über 35 ergeben.

München, 21. August 2021	 Kreisverwaltungsreferat
		  Dr. Böhle
		  Berufsmäßiger Stadtrat

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Loherhofstr.
Gemarkung: Trudering
Flurnr.: 381/2
Stadtbezirk: 15
Vorhaben: Neubau von 8 Stadthäusern mit 6 Garagen und 
2 Stellplätzen 
hier: Haus 1 – 4 

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 17.08.2021, Az. 1.2-2021-8726-32 wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen und Befreiungen erteilt.

Durch die große Anzahl an Nachbarn sowie durch die Größe 
des Bauvorhabens könnten nicht nur die unmittelbaren Nach-
barn, sondern auch die Nachbarn im weiteren Umfeld in ihren 
Rechten betroffen sein. Aus diesem Grund wird die Nachbar-
zustellung durch die öffentliche Bekanntmachung im Amts-
blatt der Landeshauptstadt München ersetzt (Art. 66 Abs. 2 
Satz 4 BayBO). Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekannt-
machung im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als 
bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).
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Die Nachbarn haben die Möglichkeit, entsprechend der Rechts-
behelfsbelehrung gegen den Bescheid Klage einzulegen.

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 338, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mail
adresse plan.ha4-32@muenchen.de bzw. Telefonnummer 
233- 24597.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elekt-
ronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landes-
hauptstadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 
VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 17. August 2021	� Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung

		  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Loherhofstr.
Gemarkung: Trudering
Flurnr.: 381/2
Stadtbezirk: 15
Vorhaben: Neubau von 8 Stadthäusern mit 6 Garagen und 
2 Stellplätzen 
hier: Haus 5 - 8 

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 17.08.2021,  Az. 1.2-2021-8733-32 wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen und Befreiungen erteilt.

Durch die große Anzahl an Nachbarn sowie durch die Größe 
des Bauvorhabens könnten nicht nur die unmittelbaren Nach-
barn, sondern auch die Nachbarn im weiteren Umfeld in ihren 
Rechten betroffen sein. Aus diesem Grund wird die Nachbar-
zustellung durch die öffentliche Bekanntmachung im Amts-
blatt der Landeshauptstadt München ersetzt (Art. 66 Abs. 2 
Satz 4 BayBO). Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekannt-
machung im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als 
bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn haben die Möglichkeit, entsprechend der Rechts-
behelfsbelehrung gegen den Bescheid Klage einzulegen.

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 338, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mail
adresse plan.ha4-32@muenchen.de bzw. Telefonnummer 
233- 24597.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 

Amtsblatt_24.indd   485Amtsblatt_24.indd   485 25.08.21   08:0125.08.21   08:01



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 24/2021

486

werden, das Bürgerbegehren zurückzunehmen oder zu  
ändern, so ist das auf den Unterschriftenlisten anzumer-
ken. Antrag, Fragestellung, Begründung und Benennung 
der Vertretungsberechtigten muss Gegenstand der Unter-
zeichnung sein.

(4) �Die Personen, die das Bürgerbegehren unterstützen, müs-
sen in den Listen mit Familiennamen und Vornamen, Ge-
burtsdatum und Anschrift der Hauptwohnung angeführt 
sein. Das Begehren muss eigenhändig unterzeichnet sein. 
Darüber hinaus soll eine Spalte für amtliche Prüfvermerke 
freigehalten werden. Unterschriften innerhalb einer Liste 
sollen fortlaufend nummeriert werden. Die Landeshaupt-
stadt München hält eine Musterliste bereit.

(5) �Eintragungen in die Unterschriftenliste sind ungültig, wenn

1. sie keine eigenhändige Unterschrift enthalten,

2. �sie die Person des Eingetragenen nicht deutlich erkennen 
lassen oder

3. die eingetragene Person nicht antragsberechtigt ist.

(6) �Eine Person darf sich für jedes Bürgerbegehren nur einmal 
eintragen. Doppel- oder Mehrfacheintragungen gelten als 
eine Eintragung. Zulässig ist eine gleichzeitige Eintragung 
in mehrere Bürgerbegehren. Dies gilt auch dann, wenn die 
jeweils unterbreiteten Fragestellungen miteinander nicht 
vereinbar sind.

(7) �Eintragungen können bis zum Tag vor der Zulässigkeits-
entscheidung des Stadtrates durch schriftliche Erklärung 
zurückgenommen werden. Für einen rechtzeitigen Widerruf 
kommt es auf den Eingang bei der Landeshauptstadt Mün-
chen an.

(8) �Die Vertretungsberechtigten können, wenn sie hierzu auf 
den Unterschriftenlisten bevollmächtigt sind, das Bürger-
begehren bis zur Bekanntgabe der Entscheidung zur 
Durchführung eines Bürgerentscheids zurück nehmen.

(9) �Fehlende Unterschriften können auch nach Einreichung 
des Bürgerbegehrens bis zur Zulässigkeitsentscheidung 
des Stadtrates nachgereicht werden.

§ 2 Entscheidung über die Zulässigkeit

(1) �Nach Eingang des Bürgerbegehrens prüft die Landes-
hauptstadt München die formellen und materiellen Voraus-
setzungen für die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens. Sie 
prüft unter anderem ob die Eintragungen in den Unterschrif-
tenlisten gültig sind und ob die gemäß Art. 18a Abs. 6 GO 
notwendige Unterschriftenzahl erreicht worden ist. Die 
Landeshauptstadt München legt zu diesem Zweck ein auf 
den Tag des Antragseingangs bezogenes Bürgerverzeich-
nis aller in der Stadt antragsberechtigten Personen an.  
Für die Anlegung dieses Bürgerverzeichnisses gilt § 14 
Abs. 3 Sätze 1 bis 3 Gemeinde- und Landkreiswahlord-
nung (GLKrWO) entsprechend. Das Bürgerverzeichnis wird 
nicht öffentlich ausgelegt.

(2) �Der Stadtrat entscheidet unverzüglich, spätestens inner-
halb eines Monats nach Einreichung des Bürgerbegehrens 
(§ 1 Abs. 2), ob die Zulässigkeitsvoraussetzungen gegeben 
sind. Die Entscheidung ist den Vertretungsberechtigten 
des Bürgerbegehrens bekannt zu geben.

(3) �Ist die Zulässigkeit gegeben, so legt der Stadtrat gleich
zeitig mit der Beschlussfassung über die Zulässigkeit des 
Bürgerbegehrens den Tag der Durchführung des Bürger
entscheids auf einen Sonntag binnen drei Monaten nach 

Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landes-
hauptstadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 
VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 17. August 2021	� Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung

		  HA IV – Lokalbaukommission

Satzung zur Durchführung von Bürgerbegehren und  
Bürgerentscheiden in der Landeshauptstadt München 
und in den Stadtbezirken (Bürgerbegehren- und  
BürgerentscheideS)

vom  6. Juli 2021

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 23 
Satz 1 und Art. 18a Abs. 17 Satz 1 der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 22.08. 1998 (GVBl S. 796; BayRS 2020-1-1-I), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 09.03.2021 (GVBl. S. 74), folgende 
Satzung: 

§ 1 Antrag auf Bürgerentscheid

(1) �Die Gemeindebürger*innen der Landeshauptstadt Mün-
chen können über Angelegenheiten des eigenen Wirkungs-
kreises der Stadt einen Bürgerentscheid beantragen (Bür-
gerbegehren). Antragsberechtigt sind alle Personen, die 
am Tag der Einreichung des Bürgerbegehrens die Voraus-
setzungen der Art. 1 und 2 Gemeinde- und Landkreiswahl-
gesetz (GLKrWG) erfüllen.

(2) �Das Bürgerbegehren muss bei der Landeshauptstadt Mün-
chen eingereicht werden. Dabei sind die Unterschriftenlis-
ten im Original zu übergeben. Die Listen werden auch nach 
Abschluss des Verfahrens nicht zurückgegeben. Der Ein-
gang der Listen wird mit Datum und Uhrzeit vermerkt. Die 
Vertretungsberechtigten des Bürgerbegehrens erhalten  
einen Empfangsnachweis.

(3) �Die Unterschriftenlisten müssen ausdrücklich als Bürger-
begehren oder Antrag auf Bürgerentscheid bezeichnet 
sein. Sie müssen inhaltlich bestimmt eine mit Ja oder Nein 
zu entscheidende Fragestellung und eine Begründung ent-
halten sowie bis zu drei Personen mit Namen und Anschrift 
benennen, die berechtigt sind, die Unterzeichnenden zu 
vertreten (Vertretungsberechtigte). Für den Fall ihrer Ver-
hinderung oder ihres Ausscheidens können auf den Unter-
schriftenlisten zusätzlich stellvertretende Personen be-
nannt werden. Sollen die Vertretungsberechtigten ermächtigt 
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der Beschlussfassung über die Zulässigkeit fest. Sind die 
Vertretungsberechtigten des Bürgerbegehrens einverstan-
den, kann der Stadtrat die Durchführung des Bürgerent-
scheids auf einen späteren Zeitpunkt festlegen, höchstens 
jedoch auf einen Sonntag binnen sechs Monaten nach der 
Beschlussfassung über die Zulässigkeit des Bürgerbegeh-
rens.

(4) �Weist der Stadtrat das Bürgerbegehren als unzulässig zu-
rück, erlässt die Stadt einen förmlichen Bescheid, der den 
Vertretungsberechtigten des Bürgerbegehrens zuzustellen 
ist.

(5) �Sollen an einem Tag mehrere Bürgerentscheide stattfin-
den, hat der Stadtrat eine Stichfrage für den Fall vorzuse-
hen, dass die gleichzeitig zur Abstimmung unterbreiteten 
Fragestellungen in einer miteinander nicht zu vereinbaren-
den Weise beantwortet werden (Stichentscheid). Die  
Stichfrage muss so gestellt werden, dass eine eindeutige  
Klärung des strittigen Gegenstandes erreicht wird. Die 
Stichfrage ist in die Stimmzettel aufzunehmen.

§ 3 Datenschutz

(1) �Die Stadtverwaltung wertet die Unterschriftenlisten nur  
insoweit aus, als dies zur Feststellung der erforderlichen 
Unterschriftenzahl nach Art. 18a Abs. 6 GO notwendig ist.

(2) �Eine darüberhinausgehende Datennutzung ist unzulässig. 
Die persönlichen Angaben dürfen insbesondere nicht an 
unberechtigte Dritte weitergegeben werden. Sie sind vor 
Einsichtnahme unbefugter Dritter zu schützen.

§ 4 Ratsbegehren

Der Stadtrat kann über eine Angelegenheit des eigenen Wir-
kungskreises der Landeshauptstadt München unabhängig 
von einem Bürgerbegehren die Durchführung eines Bürger
entscheids beschließen (Ratsbegehren).

§ 5 Abstimmungsleiter*in

(1) �Die oder der zuletzt bestimmte Wahlleiter*in der Kommu-
nalwahl leitet für die oder den Oberbürgermeister*in als 
Abstimmungsleiter*in die Vorbereitung und Durchführung 
des Bürgerentscheids. 

(2) �Ist die bzw. der Abstimmungsleiter*in inzwischen ausge-
schieden, so bestimmt sich die Bestellung der bzw. des 
Abstimmungsleiter*in nach Art. 5 GLKrWG entsprechend.

§ 6 Abstimmungsausschuss

(1) �Der Abstimmungsausschuss stellt für die Landeshaupt-
stadt München verbindlich das endgültige Abstimmungs
ergebnis fest. Er ist unabhängig und an Weisungen nicht  
gebunden.

(2) �Mitglieder des Abstimmungsausschusses sind die oder  
der Abstimmungsleiter*in (§ 5) als vorsitzendes Mitglied, 
vier von ihr oder ihm berufene Stadtratsmitglieder, die von 
den vier mit den meisten Sitzen im Stadtrat vertretenen 
Parteien bzw. Wählergruppen benannt werden sowie eine 
vertretungsberechtigte Person des Bürgerbegehrens. Bei 
gleicher Anzahl von Sitzen ist die bei der letzten Stadtrats-
wahl erhaltene höhere Stimmenzahl entscheidend. Ist über 
mehrere Bürgerbegehren zu entscheiden, so ist für jedes 
Bürgerbegehren eine vertretungsberechtigte Person in den 
Ausschuss zu berufen.

(3) �Die oder der Abstimmungsleiter*in beruft für jedes Aus-
schussmitglied eine Stellvertretung.

(4) �Der Abstimmungsausschuss ist ohne Rücksicht auf die 
Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Er ver-
handelt, berät und entscheidet in öffentlicher Sitzung,  
soweit nicht Rücksichten auf das Wohl der Allgemeinheit 
oder auf berechtigte Ansprüche Einzelner entgegenstehen. 
Ort, Tag und Zeit sind vorher bekanntzumachen. Beschlüs-
se werden mit Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet die Stimme des vorsitzenden Mit-
glieds.

§ 7 Abstimmungsvorstände

(1) �Die Landeshauptstadt München bildet für jeden Stimm
bezirk einen Abstimmungsvorstand.

(2) �Mitglieder der Vorstände sind die oder der 
Abstimmungsvorsteher*in (Briefabstimmungsvorsteher*in) 
als vorsitzendes Mitglied, eine mit ihrer oder seiner Stell-
vertretung betrauten Person sowie mindestens drei 
Beisitzer*innen, die das Wahlamt aus dem Kreis der ab-
stimmungsberechtigten Münchner*innen oder aus dem 
Kreis der städtischen Bediensteten beruft. Das Wahlamt 
bestellt aus dem Kreis der Beisitzer*innen eine*n 
Schriftführer*in und deren oder dessen Stellvertretung.

(3) �Die Abstimmungsvorstände sind für den ordnungsgemä-
ßen Ablauf der Abstimmung verantwortlich, entscheiden 
über die Zulassung zur Abstimmung sowie die Gültigkeit 
der abgegebenen Stimmen und stellen vorbehaltlich einer 
Berichtigung durch den Abstimmungsausschuss das Ab-
stimmungsergebnis für den Stimmbezirk fest.

(4) �Für die Anfertigung der Niederschriften gilt § 10 GLKrWO 
entsprechend mit der Maßgabe, dass neben der Erstellung 
auch die Übermittlung der Niederschrift in elektronischer 
Form erfolgen kann.

(5) �Für die Zusammensetzung, rechtzeitige Unterrichtung und 
Tätigkeit der Vorstände gelten die Art. 4 Abs. 3 und Abs. 4 
sowie Art. 17 GLKrWG und § 3 Abs. 3, § 5 Abs. 2, §§ 6 bis 
8, § 9 Abs. 2 GLKrWO entsprechend.

§ 8 Ehrenamt

(1) �Die Mitglieder der Abstimmungsorgane üben ihre Tätigkeit, 
soweit sie nicht für Stadtbedienstete dienstlich angeordnet 
wird, ehrenamtlich aus. Die Mitglieder haben ihre Aufgaben 
unparteiisch wahrzunehmen und über die ihnen bei ihrer 
Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten Verschwie-
genheit zu bewahren.

(2) �Die Landeshauptstadt München gewährt den Mitgliedern 
der Abstimmungsorgane eine Aufwandsentschädigung in 
Höhe der in der städtischen Satzung über die Wahlhelfer-
entschädigung in der jeweils gültigen Fassung festgelegten 
Beträge.

§ 9 Abstimmungskreis, Stimmbezirke

(1) �Findet ein Bürgerentscheid für das gesamte Stadtgebiet 
statt, so bildet die Landeshauptstadt München einen  
Abstimmungskreis, der unter Beachtung der Stadtbezirks-
grenzen in Stimmbezirke eingeteilt wird.

(2) �Findet ein Bürgerentscheid für einen Stadtbezirk statt, so 
bildet dieser Stadtbezirk einen Abstimmungskreis, der in 
Stimmbezirke eingeteilt wird.

(3) �Jeder Stimmbezirk soll nicht mehr als 15.000 Abstim-
mungsberechtigte umfassen.

(4) �Im Übrigen gilt § 13 Abs. 1 und 2 GLKrWO sinngemäß.

Amtsblatt_24.indd   487Amtsblatt_24.indd   487 25.08.21   08:0125.08.21   08:01



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 24/2021

488

§ 10 Abstimmungstag

(1) Der Stadtrat legt den Tag der Abstimmung (§ 2 Abs. 3) fest. 

(2) Die Abstimmung dauert von 8:00 Uhr bis 18:00 Uhr.

(3) �Der Stadtrat kann am selben Tag auch mehrere Bürgerent-
scheide zulassen. Betreffen mehrere Bürgerentscheide 
den gleichen Gegenstand, sollen sie nach Möglichkeit am 
gleichen Tag stattfinden.

(4) �Bei der Festsetzung des Abstimmungstages ist Art. 10  
GLKrWG zu beachten.

§ 11 Abstimmungsbekanntmachung

(1) �Die oder der Abstimmungsleiter*in macht die Durchführung 
eines Bürgerentscheides spätestens am 28. Tag vor der 
Abstimmung im Amtsblatt der Landeshauptstadt München 
öffentlich bekannt.

(2) Die Bekanntmachung enthält

1. �die zu entscheidende(n) Fragestellung(en) einschließlich 
einer etwaigen Stichfrage,

2. Beginn und Ende der Abstimmungszeit,

3. �einen Hinweis, dass alle Stimmberechtigten spätestens 
am 21. Tag vor dem Bürgerentscheid eine Benachrichti-
gung erhalten, aus der jeweils der Stimmbezirk sowie die 
Möglichkeit ersichtlich sind, mit dem beigefügten Abstim-
mungsschein in jedem Abstimmungsraum oder mit dem 
beigefügten Abstimmungsschein und den weiteren  
Abstimmungsunterlagen mittels Briefabstimmung am 
Bürgerentscheid teilzunehmen.

(3) �Außerdem wird in der Bekanntmachung darauf hingewie-
sen,

1. �dass beim Wahlamt bis zum 16. Tag vor der Abstimmung 
Beschwerde wegen unterbliebener oder unrichtiger Ein-
tragung in das Bürgerverzeichnis erhoben werden kann,

2. �dass die Abstimmungsscheine zusammen mit der Be-
nachrichtigung versendet werden und in welcher Zeit und 
unter welchen Voraussetzungen Ersatz-Abstimmungs-
scheine beantragt werden können,

3. was bei einer Briefabstimmung zu beachten ist,

4. �dass das Stimmrecht nur einmal und nur persönlich aus-
geübt werden kann,

5. �dass sich nach § 108d Satz 1, § 107a Abs. 1 und 3 des 
Strafgesetzbuches strafbar macht, wer unbefugt ab-
stimmt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis eines Bürger
entscheides herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht  
oder eine solche Tat versucht.

(4) �Bekanntmachung und Stimmzettelmuster sind am Tag der 
Abstimmung am oder im Eingang des Gebäudes, in dem 
sich der Abstimmungsraum befindet, anzubringen.

§ 12 Stimmberechtigung

Stimmberechtigt sind alle Personen, die am Tag des Bürger
entscheids die in Art. 1 und 2 GLKrWG genannten Vorausset-
zungen erfüllen.

§ 13 Ausübung des Stimmrechts

(1) �Jede stimmberechtigte Person erhält einen Abstimmungs-
schein mit Abstimmungsbenachrichtigung sowie die Unter-
lagen für die Briefabstimmung. Das Stimmrecht kann nur 
ausüben, wer einen Abstimmungsschein besitzt.

(2) �Das Stimmrecht mit Abstimmungsschein kann

1. durch Briefabstimmung oder

2. �durch Stimmabgabe in jedem Stimmbezirk im Abstim-
mungskreis, wobei der Abstimmungsschein im Original 
mitzubringen und abzugeben ist, ausgeübt werden. Per-
sonalausweis, Reisepass oder bei EU-Staatsangehörig-
keit ein Identitätsausweis sind dabei vorzulegen. 

(3) �Jede stimmberechtigte Person kann ihr Stimmrecht nur 
einmal und nur persönlich ausüben. Ist sie des Lesens  
unkundig oder wegen einer körperlichen Behinderung nicht 
in der Lage, ihr Stimmrecht auszuüben, kann sie sich der 
Hilfe einer Person ihres Vertrauens bedienen.

§ 14 Bürgerverzeichnis; Beschwerde

(1) �Für den Bürgerentscheid ist am 42. Tag vor der Abstim-
mung für alle Stimmbezirke ein gemeinsames Verzeichnis 
der gemäß § 12 Stimmberechtigten anzulegen (Bürger
verzeichnis). 
Für die Anlegung und Fortführung gilt § 14 Abs. 1 Satz 1 
und Abs. 3 Sätze 1 bis 3 GLKrWO entsprechend. Eine Aus-
legung des Bürgerverzeichnisses erfolgt nicht.

(2) �Wer in der Landeshauptstadt München nicht gemeldet ist, 
wird nur auf Antrag oder auf fristgerecht erhobene Be-
schwerde in das Bürgerverzeichnis eingetragen. Die Per-
son muss ihre Stimmberechtigung am Tag der Abstim-
mung nachweisen. Für die Antragstellung gilt § 15 Abs. 2, 
Abs. 4, Abs. 6 bis 8 GLKrWO entsprechend.

(3) �Beschwerden wegen der Richtigkeit und Vollständigkeit 
des Bürgerverzeichnisses sind bis zum 16. Tag vor der Ab-
stimmung, gegen die Ablehnung von Anträgen auf Eintra-
gung in das Bürgerverzeichnis bis zum 13. Tag vor dem 
Tag der Abstimmung schriftlich oder zur Niederschrift beim 
Wahlamt einzulegen.

(4) �Gibt das Wahlamt der Beschwerde statt, werden der 
stimmberechtigten Person nach Berichtigung des Bürger-
verzeichnisses die Abstimmungsbenachrichtigung und  
die Unterlagen für die Briefabstimmung übergeben bzw. 
übersandt.

(5) �Weist das Wahlamt den Antrag oder die Beschwerde  
zurück, erlässt es einen mit Rechtsbehelfsbelehrung ver-
sehenen Bescheid, der den Betroffenen spätestens am  
10. Tag vor dem Bürgerentscheid zuzustellen ist.

(6) �Für die Berichtigung und den Abschluss der Bürgerver-
zeichnisse gelten §§ 20 und 21 Abs. 1 GLKrWO entspre-
chend.

§ 15 Erteilung von Abstimmungsscheinen; Beschwerde

(1) �Jede stimmberechtigte Person erhält ohne Antrag einen 
Abstimmungsschein mit Abstimmungsbenachrichtigung 
und die Unterlagen für die Briefabstimmung.

(2) �Für die Erteilung der Abstimmungsscheine gelten die §§ 22 
Abs. 2, 24 bis 28 GLKrWO mit Ausnahme von § 24 Abs. 3 
Satz 1 und § 28 Abs. 3 Satz 2 GLKrWO entsprechend, mit 
der Maßgabe, dass allen Stimmberechtigten auch ohne 
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Antrag ein Abstimmungsschein mit den Unterlagen für die 
Briefabstimmung zugesendet wird.

(3) �Verlorene Abstimmungsscheine werden nicht ersetzt. Ver-
sichert eine stimmberechtigte Person glaubhaft, dass ihr 
der Abstimmungsschein nicht zugegangen ist, kann ihr bis 
zum Tag vor dem Abstimmungstag, 12:00 Uhr, ein neuer 
Abstimmungsschein erteilt werden. Der nicht zugegangene 
Abstimmungsschein ist für ungültig zu erklären.

(4) �Gegen die Versagung des Abstimmungsscheins kann beim 
Wahlamt bis spätestens am 6. Tag vor dem Abstimmungs-
tag schriftlich oder zur Niederschrift Beschwerde erhoben 
werden. Weist das Wahlamt die Beschwerde zurück, er-
lässt es einen mit Begründung und Rechtsbehelfsbeleh-
rung versehenen Bescheid, der der beschwerdeführenden 
Person zuzustellen ist.

§ 16 Benachrichtigung und Unterrichtung der Stimm
berechtigten

(1) Die Benachrichtigung der Stimmberechtigten erfolgt zu-
sammen mit der Versendung der Abstimmungsunterlagen 
spätestens am 21. Tag vor der Abstimmung.

(2) Gleichzeitig mit der Abstimmungsbenachrichtigung unter-
richtet die oder der Oberbürgermeister*in schriftlich über  
die Fragestellung und Durchführung des Bürgerentscheids. 
Zusätzlich können die Vertretungsberechtigten des Bürger
begehrens sowie der Stadtrat unter Beachtung von Art. 18a  
Abs. 15 GO ihre Auffassung zum Gegenstand des Bürgerent-
scheids darlegen. Die Stellungnahmen der Vertretungsbe-
rechtigten des Bürgerbegehrens sowie des Stadtrats dürfen 
keine unmittelbaren Abstimmungsempfehlungen enthalten.

§ 17 Stimmzettel

(1) �Die Stimmzettel werden amtlich hergestellt. Im Übrigen gilt 
§ 32 GLKrWO mit Ausnahme von Abs. 1 Satz 2.

(2) �Auf dem Stimmzettel wird nur die mit dem Bürgerbegehren 
unterbreitete oder vom Stadtrat beschlossene Fragestel-
lung abgedruckt. Darüberhinausgehende Zusätze und Vor-
behalte sind unzulässig.

(3) �Finden mehrere Bürgerentscheide an einem Abstimmungs-
tag statt, so ist der gleiche Stimmzettel zu verwenden.

§ 18 Stimmvergabe, Urnenabstimmung

(1) �Jede stimmberechtigte Person hat jeweils eine Stimme. 
Finden mehrere Bürgerentscheide statt, ist für jeden Bür-
gerentscheid jeweils eine Stimme zu vergeben. Bei einer 
Stichfrage ist für diese eine Stimme zu vergeben.

(2) �Der Stimmzettel ist so zu kennzeichnen, dass deutlich 
wird, wie sich die abstimmende Person entschieden hat.

(3) �Ist eine Stichfrage vorgesehen (§ 2 Abs. 5), kann sich die 
abstimmende Person darüber erklären, welcher Bürgerent-
scheid gelten soll, wenn die gleichzeitig zur Abstimmung 
unterbreiteten Fragestellungen in einer miteinander nicht 
zu vereinbarenden Weise beantwortet werden.

(4) �Die Stimmabgabe erfolgt geheim. Die Vorschriften der  
Art. 17, 18 und 20 GLKrWG und der §§ 55 bis 57 GLKrWO 
gelten entsprechend.

(5) �Für die Eröffnung, den Verlauf und den Schluss der Abstim-
mung sind die Bestimmungen der §§ 59 bis 69 GLKrWO 
entsprechend anzuwenden, mit der Maßgabe, dass allen 
Stimmberechtigten auch ohne Antrag ein Abstimmungs-

schein mit den Unterlagen für die Briefabstimmung zuge-
sandt wurden.

§ 19 Briefabstimmung

(1) �Bei der Abstimmung außerhalb eines Urnenabstimmungs-
raums mittels Briefabstimmung hat die stimmberechtigte 
Person dem Wahlamt im verschlossenen Abstimmungsbrief

1. den Abstimmungsschein und

2. ��den Stimmzettel im verschlossenen Stimmzettelumschlag 

zu übergeben oder zu übersenden.

Der Abstimmungsbrief muss bei der Stadt spätestens am 
Tag der Abstimmung bis zum Ende der Abstimmungszeit 
um 18:00 Uhr eingehen.

(2) �Auf dem Abstimmungsschein hat die stimmberechtigte 
Person oder die Hilfsperson zu versichern, dass der 
Stimmzettel persönlich oder gemäß dem erklärten Willen 
der stimmberechtigten Person gekennzeichnet worden ist.

(3) �Im Übrigen sind die Vorschriften der §§ 69 bis 72 GLKrWO 
entsprechend anzuwenden.

§ 20 Abstimmungsbeteiligung und Ordnen der Stimmzettel

(1) �Nach Schluss der Abstimmung ermitteln die Abstimmungs- 
und die Briefabstimmungsvorstände das Abstimmungser-
gebnis.

(2) �Vor dem Öffnen der Abstimmungsurnen sind alle nicht be-
nutzten Stimmzettel zu entfernen und zu verpacken.

(3) �Die Schriftführenden der Abstimmungsvorstände ermitteln 
anhand der einbehaltenen Abstimmungsscheine die Zahl 
der Abstimmenden. Die übrigen Mitglieder der Abstim-
mungsvorstände zählen die aus den Urnen entnommenen 
Stimmzettel und stellen fest, ob die ermittelte Zahl der Zahl 
der Abstimmenden entspricht.

(4) �Sodann werden die Stimmzettel entfaltet, auf ihre Gültig-
keit geprüft und in folgende Stapel gelegt:

1. �Eindeutig gültige Stimmzettel  
(nach Ja- und Nein- Stimmen getrennt)

2. Stimmzettel, die nicht gekennzeichnet sind

3. Stimmzettel, die Anlass zu Bedenken geben.

§ 21 Behandlung der Stimmzettel bei weniger als 50 Ab-
stimmenden

(1) �Nahmen weniger als 50 Stimmberechtigte im Stimmbezirk 
an der Abstimmung teil, sucht die oder der Abstimmungs
vorsteher*in oder die Stellvertretung mit zwei Beisitzer*in
nen einen im Vorfeld von der Stadt bestimmten Abstim-
mungsraum eines anderen Stimmbezirks auf und übergibt 
der oder dem Abstimmungsvorsteher*in oder der Stellver-
tretung die verschlossene Abstimmungsurne und die ein-
genommenen Abstimmungsscheine. Den Empfang hat die 
oder der entgegennehmende Wahlvorsteher*in oder die 
Stellvertretung zu bestätigen.

(2) �Der entgegennehmende Abstimmungsvorstand öffnet zu-
nächst die übergebenen Abstimmungsurne.

(3) �Ergibt auch die wiederholte Zählung eine Abweichung von 
der in der Mitteilung des übergebenden Abstimmungs
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vorstandes angegebenen Zahl der Abstimmenden anhand 
der eingenommenen Abstimmungsscheine mit der Zahl 
der Stimmzettel, ist das in der Niederschrift zu vermerken 
und, soweit möglich, zu erläutern.

(4) �Wurden alle Abstimmungsurnen geöffnet und die darin ent-
haltenen Stimmzettel (ungeöffnet) gezählt, werden alle 
Stimmzettel in eine gemeinsame Abstimmungsurne gelegt, 
gemischt und anschließend zusammen ausgezählt. Der 
Vorgang wird in der Niederschrift vermerkt.

§ 22 Behandlung der Stimmzettel

(1) �Die eindeutig gültigen Ja- oder Nein- Stimmen werden je-
weils von zwei Mitgliedern des Abstimmungs- und Brief
abstimmungsvorstandes unabhängig voneinander gezählt.

(2) �Die oder der Vorstehende prüft die nicht gekennzeichneten 
Stimmzettel und stellt fest, dass diese mangels Stimmver-
gabe ungültig sind.

(3) �Über Stimmzettel, die Anlass zu Bedenken geben, be-
schließt der Abstimmungsvorstand. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme der vorstehenden Person.

§ 23 Ungültigkeit der Stimmvergabe

Ungültig sind Stimmen, wenn der Stimmzettel

1. keine Kennzeichnung enthält,

2. nicht amtlich hergestellt ist,

3. ganz durchgestrichen oder ganz durchgerissen ist,

4. auf der Rückseite beschrieben oder gekennzeichnet ist,

5. ein besonderes Merkmal aufweist,

6. einen Zusatz oder Vorbehalt enthält,

7. �den Abstimmungswillen nicht zweifelsfrei erkennen  
lässt.

In den Fällen der Nummern 1 bis 6 sind bei mehr als einer  
Fragestellung alle Stimmen ungültig. Enthält der Stimmzettel 
bei mehr als einer Fragestellung nicht bei jeder Frage eine 
Kennzeichnung, so ist nur die nicht angegebene Stimme un-
gültig. Enthält der Stimmzettel bei mehr als einer Fragestel-
lung bei einer Frage eine Kennzeichnung, die den Abstim-
mungswillen nicht erkennen lässt, so ist nur diese Stimme 
ungültig.

Über die Gültigkeit oder Ungültigkeit der Stimmvergabe ist  
in den Fällen der Nummern 2 bis 6 ein Beschluss zu fassen 
und auf der Rückseite des Stimmzettels durch die oder den 
Abstimmungsvorsteher*in mit Unterschrift zu vermerken. In 
Fällen der Nummer 1 sowie des Satzes 3 bedarf es keines  
Beschlusses.

§ 24 Auswertung der Stimmzettel bei mehreren Bürger
entscheiden

(1) �Sind auf dem Stimmzettel mehrere Fragestellungen unter-
schiedlicher Bürgerentscheide einschließlich einer etwaigen 
Stichfrage aufgeführt, erfolgt die Stapelbildung nach § 20 
Abs. 4 und die Behandlung und Auswertung der Stimm
zettel nach §§ 22 und 23 zunächst nur im Hinblick auf den 
an erster Stelle genannten Bürgerentscheid. Sodann sind 
die Stimmzettel jeweils neu zu ordnen und auszuwerten. 
Bei einer etwaigen Stichfrage erfolgt die Auswertung mit 
der Maßgabe, dass statt der Zahl der gültigen Ja- und 

Nein- Stimmen jeweils die Zahl der für einen Bürgerent-
scheid abgegebenen Zustimmungen festzustellen ist.

(2) �Der Stimmzettel wird nicht dadurch ungültig, dass die 
stimmberechtigte Person gleichzeitig zur Abstimmung un-
terbreitete Fragestellungen in einer miteinander nicht zu 
vereinbarenden Weise beantwortet hat. Die Gültigkeit der 
Stimmvergabe ist für jeden Bürgerentscheid und einer  
etwaigen Stichfrage gesondert zu beurteilen.

§ 25 Feststellung, Verkündung und Bekanntmachung des 
Abstimmungsergebnisses

(1) �Die Abstimmungsvorstände stellen, vorbehaltlich einer  
Berichtigung durch den Abstimmungsausschuss jeweils für 
ihren Stimmbezirk nach Auswertung aller Stimmzettel die 
Zahl der Stimmberechtigten, die Zahl der Abstimmenden, 
die Zahl der gültigen Ja- und Nein- Stimmen und die Zahl 
der insgesamt ungültigen Stimmen fest. Die Zahl der Ab-
stimmenden ergibt sich aus der Zahl der Stimmzettel. Für 
Briefabstimmungsvorstände gilt Satz 1 mit der Maßgabe 
entsprechend, dass die Feststellung der Zahl der Stimm-
berechtigten entfällt.

(2) �Bei einem Bürgerentscheid ist die gestellte Frage in dem 
Sinn entschieden, in dem sie von der Mehrheit der abgege-
benen gültigen Stimmen beantwortet wurde, sofern diese 
Mehrheit mindestens 10 v.H. der Stimmberechtigten be-
trägt. Bei Stimmengleichheit gilt die Frage als mit Nein be-
antwortet. Bei mehreren Bürgerentscheiden an einem Tag 
sind die Ergebnisse gesondert festzustellen.

(3) �Bei einem Stichentscheid gilt diejenige Entscheidung, für 
die sich im Stichentscheid die Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen ausspricht. Bei Stimmengleichheit im 
Stichentscheid gilt der Bürgerentscheid, dessen Frage mit 
der höchsten Stimmenzahl mehrheitlich beantwortet wor-
den ist.

(4) �Der Abstimmungsausschuss stellt das endgültige Abstim-
mungsergebnis fest. Er kann die von den Abstimmungs- 
und Briefabstimmungsvorständen festgestellten Abstim-
mungsergebnisse berichtigen.

(5) �Die oder der Abstimmungsleiter*in macht das endgültige 
Abstimmungsergebnis im Amtsblatt der Landeshauptstadt 
München öffentlich bekannt. 

§ 26 Datenverarbeitung

Für den Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen gilt § 12  
GLKrWO entsprechend.

§ 27 Sicherung, Verwahrung und Vernichtung von Abstim-
mungsunterlagen

Für die Sicherung, Verwahrung und Vernichtung der Abstim-
mungsunterlagen sind §§ 99 Abs. 1 und 2 und 100 GLKrWO 
entsprechend anzuwenden mit der Maßgabe, dass die oder 
der Abstimmungsleiter*in nach Eintritt der Rechtskraft des 
veröffentlichten Abstimmungsergebnisses die Vernichtung der 
Stimmzettel, des Abstimmungsverzeichnisses, der Abstim-
mungsschein- und Briefabstimmungsunterlagen sowie der 
Unterschriftenlisten und sonstigen Abstimmungsunterlagen 
zulassen kann.

§ 28 Weitere Durchführungsbestimmungen

Soweit gesetzlich und in dieser Satzung nichts anderes be-
stimmt ist, sind in Zweifelsfällen darüber hinaus die sonstigen 
Bestimmungen des GLKrWG und der GLKrWO sinngemäß 
anzuwenden.
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§ 28a Sonderregelung für das Jahr 2021

Abweichend von § 13 Abs. 2 Nr. 1 können im Jahr 2021 auf 
entsprechenden Beschluss des Stadtrats der Landeshaupt-
stadt München hin, Bürgerentscheide als reine Briefabstim-
mung durchgeführt werden. In diesem Fall finden die  
vorstehenden Regelungen, die sich auf Abstimmungen in  
Abstimmungsräumen beziehen, keine Anwendung.

§ 29 Inkrafttreten; Außerkrafttreten

(1) �Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.

(2) �Gleichzeitig tritt die Satzung zur Durchführung von Bürger-
begehren und Bürgerentscheiden in der Landeshauptstadt 
München und in den Stadtbezirken vom 27.11.2002 (MüABI. 
2003, S. 13), zuletzt geändert durch Satzung vom 
24.04.2014 (MüABI. S. 469), außer Kraft.

(3) �§ 28a dieser Satzung tritt mit Ablauf des 31.12.2021 außer 
Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 09.06.2021 beschlossen.

München, 6. Juli 2021	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Nichtamtlicher Teil

Kontakte der Referate und des Direktoriums

Baureferat
Leitung: Rosemarie Hingerl
Friedenstraße 40, 81671 München
baureferat@muenchen.de

Gesundheitsreferat
Leitung: Beatrix Zurek
Bayerstraße 28a, 80335 München
r.gsr@muenchen.de

Kommunalreferat
Leitung: Kristina Frank
Denisstraße 2, 80335 München 
kommunalreferat@muenchen.de

Kreisverwaltungsreferat
Leitung: Dr. Thomas Böhle
Ruppertstraße 19, 80466 München
kreisverwaltungsreferat@muenchen.de

Kulturreferat
Leitung: Anton Biebl
Burgstraße 4, 80331 München
kulturreferat@muenchen.de

Mobilitätsreferat
Leitung: Georg Dunkel
Implerstraße 7-9, 81371 München
mobilitaetsreferat@muenchen.de

Personal- und Organisationsreferat
Leitung: Dr. Alexander Dietrich
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
personal@muenchen.de

Referat für Arbeit und Wirtschaft
Leitung: Clemens Baumgärtner
Herzog-Wilhelm-Straße 15, 80331 München
wirtschaft@muenchen.de 

Referat für Klima- und Umweltschutz
Leitung: Christine Kugler
Bayerstraße 28a, 80335 München
r.rku@muenchen.de

Referat für Stadtplanung und Bauordnung
Leitung: Prof. Dr. (Univ. Florenz) Elisabeth Merk
Blumenstraße 28b, 80331 München
s.plan@muenchen.de

Referat für Bildung und Sport
Leitung: Florian Kraus
Bayerstraße 28, 80335 München
bildung-und-sport@muenchen.de

IT-Referat
Leitung: Thomas Bönig
Agnes-Pockels-Bogen 21, 80992 München
rit@muenchen.de

Sozialreferat
Leitung: Dorothee Schiwy
Orleansplatz 11, 81667 München
sozialreferat@muenchen.de

Amtsblatt_24.indd   491Amtsblatt_24.indd   491 25.08.21   08:0125.08.21   08:01



492

SAS Druck, Messerschmittstraße 9, 82256 Fürstenfeldbruck
ZKZ 01207 – PVSt – DPAG – Entgelt bezahlt

Stadtkämmerei
Leitung: Christoph Frey
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
bdr.ska@muenchen.de

Direktorium
Leitung: Silvia Dichtl
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
direktorium@muenchen.de

Zentrale Informationsquellen der Stadt München 

Internetangebot
muenchen.de/rathaus – unter dieser Adresse finden interes-
sierte Bürgerinnen und Bürger alle Leistungen, Angebote, 
Ämter und Behörden der Stadtverwaltung im Internet.
Unter dem Begriff „Dienstleistungsfinder“ gibt es auch einen 
Online-Service für die am meisten nachgefragten Leistungen 
der städtischen Behörden. Hier erhält man Informationen zu 
Adressen, Erreichbarkeit, Antragsformularen, Hinweise zu be-
nötigten Unterlagen und Gebühren. Die direkte Adresse lautet 
muenchen.de/dienstleistungsfinder

Online-Services der Stadtverwaltung
Über 100 Dienstleistungen, die Sie bereits online erledigen 
können, finden Sie auch unter muenchen.de/onlineservices

Die Behördennummer 115
Mit einer leicht zu merkenden Rufnummer erhalten Bürgerin-
nen und Bürger einen direkten Draht zur Verwaltung. Wird 
eine Frage wie z.B. zum Wohnsitz anmelden, Ausweis bean-
tragen oder Fahrzeug ummelden, gestellt, beantworten die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Service Centers der 
Landeshauptstadt München gerne Ihre Anliegen. Die 115 ist 
von Montag bis Freitag von 8 bis 18 Uhr erreichbar.

Stadt-Information im Rathaus
In der Stadt-Information im Rathaus erhalten Sie Prospekte,
Informationsmaterial und Formulare zu unterschiedlichen
Themen. Die Mitarbeiter/innen stehen mit Rat und Hilfeleis-
tung zur Verfügung. Öffnungszeiten: Coronabedingt derzeit 
nur Montag bis Freitag 10 bis 18 Uhr; Telefon 22 23 24 oder 
Mail an stadtinformation@muenchen.de

München Handbuch
Antworten zu allen wichtigen Fragen an die Stadtverwaltung 
liefert das München-Handbuch. Von der Abfallberatung bis 
zum Zweckentfremdungsverbot bietet es ein breites Angebot 
städtischer Dienstleistungen übersichtlich aufbereitet mit  
Adressen, Öffnungszeiten und Beratungsmöglichkeiten. Die 
266 Seiten starke Broschüre gibt es kostenlos in der Stadt- 
Information im Rathaus.

Rathaus Umschau
Die Rathaus Umschau ist der offizielle Pressedienst der  
Landeshauptstadt München. Sie erscheint jeden Werktag ab  
12 Uhr unter ru.muenchen.de und kann als Mail-Newsletter 
sowie als Push-Nachricht abonniert werden unter der Adresse 
muenchen.de/ru-abo

Weitere Newsletter der Stadt München sowie von 
muenchen.de sind zu finden unter muenchen.de/newsletter

Ratsinformationssystem
Was macht der Münchner Stadtrat? Darüber informiert Sie 
RIS, das RatsInformationsSystem der Stadt München. RIS 
stellt unter ris-muenchen.de Ihnen die Anträge, Anfragen so-
wie die öffentlichen Vorlagen und Beschlüsse zur Verfügung, 
mit denen sich der Münchner Stadtrat befasst.

Vollversammlungen des Stadtrats live im Internet
Unter der Adresse muenchen.de/stadtrat-live können Interes-
sierte die Vollversammlungen des Stadtrats live im Internet 
mitverfolgen. Auf der Seite finden sich auch die Links zur  
jeweiligen Tagesordnung sowie zu den Sitzungsprotokollen.

Stellenausschreibungen der Stadt München
Informationen zur Stadt München als Arbeitgeberin sowie zu 
Stellenausschreibungen der Landeshauptstadt finden Sie  
unter muenchen.de/karriere

„Die Stadt informiert“
Wissenswertes zu aktuellen Themen der Stadt finden Sie  
unter stadtinfo.muenchen.de

Das „Münchner Stadtrecht“
Eine Sammlung der vom Stadtrat der Landeshauptstadt  
München erlassenen Satzungen und Verordnungen ist zu  
finden unter muenchen.de/stadtrecht
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